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Immer noch die
Der Reichskanzler hat im Hauptausſchuß ſchon am Donnerstag

die belgiſche Frage berührt. Dieſe Ausführungen, in denen noch
von militäriſchen und wirtſchaftlichen Sicherungen
die Rede iſt, werden, weil dies ſo „aus dem Reichstag angeregt“
worden ſei, nunmehr von der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung
gleichfalls im Wortlaut mitgeteilt. Uns intereſſieren daraus hier
beſonders die Sätze über die wirtſchaftliche Seite. Dazu führte
der Kanzler aus:

Das Fauſtpfand Belgien bedeutet alſo für uns: Wir müſſen
uns in den Friedensbedingungen dagegen ſichern, daß, wie ich es
ſchon früher ausgedrückt habe, Belgien nicht wieder das Vor-
marſchgebiet für unſere Feinde wird, nicht nur in militäriſchem
Sinne, meine Herren, ſondern auch in wirtſchaftlichem Sinne.
Wir müſſen uns dagegen ſichern, daß wir nach dem Kriege nicht
wirtſchaftlich eingeſchnürt werden. Belgien iſt durch ſeine Ver-
hältniſſe, durch ſeine Lage, durch ſeine Entwicklung auch durchaus
auf Deutſchland angewieſen. Wenn wir in ein enges Verhältnis
mit Belgien auf wirtſchaftlichem Gebiete treten, ſo iſt das ganz
und gar auch im Jntereſſe von Belgien ſelbſt.

Auch hier knüpft der Kanzler die Herausgabe Belgiens an
Bedingungen, die das ganze Zugeſtändnis der Herausgabe in Frage
ſtellen müſſen, wenn die Bedingungen nicht angegeben werden.
Wir ſtehen alſo im Grunde genommen wieder auf demſelben Flecke
wie vor der Kanzlererklärung.

Zu dieſem Ergebniſſe kommen auch folgende Ausführungen
des Berliner Tageblattes:

Die Erklärungen, die Graf Hertling im Hauptausſchuß zur
belgiſchen Frage abgegeben hat, ſind nun heute früh veröffentlicht
worden, nachdem man zuerſt beabſichtigt hatte, ſie geheim zu halten.
Warum eine Gehednhaltung nötig ſchien, iſt nicht erkenn
etwas weſentlich Neues, Ueberraſchendes, bringen dieſe Erklärungen
nicht. Alle Reichskanzler und alle Staatsſekretäre des Auswärtigen
Amtes haben ſeit Beginn des Krieges unmittelbar vorher hatten
ſie noch beſtimmter und ohne Einſchränkungen geſprochen ziem-
lich regelmäßig geſagt, oder angedeutet, daß unter gewiſſen
Bedingungen eine Herausgabe Belgiens zu erwarten ſei.
Dieſe Reden ſchufen weder im Jnlande noch im Auslande Klar-
heit, weil jeder die „Bedingungen“ oder „Garantien“ ſo auslegte,
wie es ihm gefiel, oder auch ſo, wie es ihm nicht gefiel. Auch
in den Erklärungen des Grafen Hertling wird die Herausgabe an
Bedingungen geknüpft. Wie in den früheren amtlichen Aeuße-
rungen wird nicht ſcharf und präziſe geſagt, welches dieſe Bedin-
gungen ſind. Wenn „die Verhandlungen zu einem günſtigen Re-
ſultat geführt haben,“ ſoll Belgien zurückgegeben werden. Bis
dahin ſoll es ein „Fauſtpfand“ ſein.

Es iſt unwahrſcheinlich, daß durch dieſe Erklärungen, die ſich
den früheren anpaſſen, im Auslande, und beſonders im feindlichen
Auslande, eine beſondere Wirkung erzielt werden wird. Zwei Ein-
wendungen vor allem hat man dort immer gegen dieſe Fauſtpfand-theorie vorgebracht. Die erſte Einwendung de agt, kurz zuſammen-

efaßt: Deutſchland ſpricht im allgemeinen von „Bedingungen,
arantien, Verhandlungen,“ die erſt „zu einem günſtigen Re

ſultat“ führen müßten, und es enthüllt nicht, wie die Bedingungen
und Garantien ausſehen, welche „günſtigen Reſultate“ in den Ver
handlungen vor einer Rückgabe Belgiens erreicht werden ſollen.
Die deutſche Regierung könnte alſo große Landabtretungen an
anderen Stellen, Auslieferung gewaltigen Kolonialbeſitzes oder
enorme Kriegsentſchädigung und, wenn das alles nicht ge-
währt würde, ſagen: Dann behalte ich das belgiſche Pfand. Man
fieht, was dieſe „Fauſtpfand“theorie uns, den Ententemächten, be-
ſcheren kann. Darauf könnte natürlich erwidert werden, daß Graf
Hertling geſagt hat, ſein Standpunkt ſei in der Antwortnote an den
Papſt dargelegt, und daß dieſe Antwortnote eine gewaltſame Politik
und erdrückende Forderungen auszuſchließen ſcheint. Es iſt in der
Antwortnote an den Papſt unter anderem von der „wahren Frei-
heit und Gemeinſamkeit der hohen See“ die Rede, und es iſt ja
ſelbſtverſtändlich, daß die volle Freiheit der Meere, garantierte Be
wegungsfreiheit für den deutſchen Handel, Sicherung der r
verforgung und ähnliches „Bedingungen“ ſind, auf denen Deutſch-
land beſtehen muß. Auch iſt ſelbſtverſtändlich, daß Belgien, wie es
in den Erklärungen des Grafen Hertling heißt, „keinem“, eben-
ſowenig einem anderen wie uns, „als Vaſall unterworfen“ werden
darf. Aber dieſe Erklärungen laſſen doch die Möglichkeit beſtehen,
darüber hinaus an noch ganz andere Bedingungen und Forderungen

zu glauben, oder wenigſtens ſolchen Glauben vorzutäuſchen und
zu erwecken, und die Worte des Grafen Hertling wären wirkſamer
geweſen, wenn gleichzeitig verkündet worden wäre, wofür, für
welche „günſtigen Reſultate“ Belgien als Fauſtpfand dienen ſoll.

Auch dann freilich würde die Wirkung noch zweifelhaft ſein.
Denn es bleibt die zweite Einwendung gegen die Fauſtpfandtheorie.
Wir haben immer wieder darauf hingewieſen, daß in der belgiſchen
Frage nicht nur der Standpunkt des feindlichen uslandes, ſondern
auch die Auffaſſung aller Neutralen grundſätzlich verſchieden von dem
offigiellen deutſchen Standpunkt, oder gar von der Auffaſſung deute Machtpolitiker iſt. Das zu verheimlichen, ſich darüber zu
jäuſchen, iſt zwecklos und ſchädnh wenn man nun einmal mit der

öffentlichen Meinung des Auslandes rechnen oder den Eindruck,
den Kundgebungen draußen machen werden, vorherberechnen will.
Die Ententeländer und die Neutralen haben auf alle Erklärungen,
die von dem Fauſtpfandgedanken wie die Hertlingſche ausgingen,
ſtets entgegnet, die belgiſche Frage ſei eine Rechtsfrage, und nach
den urſprünglichen deutſchen Zuſicherungen und nach dem ganzen
Urſprung der Frage ſei Belgien nicht, wie etwa die beſetzten Gebiete von Frantreid, ein „Pfand“. Sie haben immer einen Unter-
ſchied zwiſchen dieſer belgiſchen Frage und allen anderen terri-
lorialen Fragen, die ſich aus dem Kriege ergeben haben, gemacht.
Darum iſt leider nicht anzunehmen, daß die Rede des Grafen
Hertling eine weſentliche Veränderung ſchaffen wird. Jn den
Hauptpunkten des Streitthemas bleibt man einander ſo fern wie
bisher.STndeſfen, es muß immerhin betont werden, daß die prinzi

pie le Bereitwilligkeit, Belgien herauszugeben, bisher noch

denn

belgiſche Frage.
nicht mit ſolcher Deutlichkeit ausgeſprochen worden iſt. „Wir
beabſichtigen nicht, Belgien in irgendeiner Form zu behalten“,
hat Graf Hertling erklärt. Beſonders auch die Worte „in irgend
einer Form“ ſind gewiß beachtenswert. Ebenſo kann man an der
Verſicherung, daß nach dem Kriege das „wiedererſtandene Belgien
als ſelbſtändiges Staatsweſen keinem als Vaſall unterworfen“ ſein
und mit uns „in guten freundſchaftlichen Verhältniſſen leben“ ſolle,
nicht wie an etwas ganz Gleichgültigem vorübergehen. Der
prinzipiellen Forderung der Annexioniſten, Belgien zu be-
halten, oder „in irgendeiner Form“ zum Vaſallen Deutſchlands
zu machen, wird hier als grundſätzliches Ziel, freilich noch
an unklare Bedingungen geknüpft, die Herausgabe gegenüber-

geſtellt. Nach den Tagen, in denen die Alldeutſchen und ihre Mit-
läufer ſo froh ſich als Sieger fühlen durften, iſt das, dem Jnlande
und dem Auslande gegenüber, ſicherlich nicht ohne Wert.

Die Deutſche Tageszeitung wendet ſich gegen die Hertlingſche
Fauſtpfandtheorie. Einen politiſchen Begriff des Fauſtpfandes

ebe es nicht, deshalb ſei der Jnhalt eines ſolchen Begriffes will-
ürlich. Ein Begriff ohne Anſchauung ſei aber nach Kant leer.

Jn der Wendung des Reichskanzlers, daß wir das Pfand nicht be-
halten, ſondern herausgeben wollten, wenn die Verhandlungen zu

einem günſtigen Reſultate führten, ſagt die Deutſche Tageszeitung,
die Unverſehrtheit des Reiches ſei mit den Waffen erkämpft, es
bleibe hinſichtlich dieſes Punktes nur noch die „notwendige Siche
rung für künftige ſchwierige Verhältniſſe“. „Was die freie Luft
für die Entwicklung unſeres Volkes insbeſondere auf dem wirt
ſchaftlichen Gebiete betrifft, ſo haben wir dieſe nicht, wie das
Territorium, in der Hand, ſondern ſie ſind uns ſeit vier
Jahren genommen, ſie liegen ſozuſagen in und außerhalb
der deutſchen Reichsgrenzzen zugleich und ſie können erhoben und er
halten und gar für künftige ſchwierige Verhältniſſe geſichert werden
nur durch eine Stellung Deutſchlands Belgien gegenüber, welche
dem Deutſchen Reiche geſtattet, an der belgiſchen Küſte und den
Landgrenzen Schutz und Sicherung zu übernehmen. Alle wirt
ſchaftlichen Fragen ſind Machtfragen und werden es bleiben, ganz
beſonders unter künftigen ſchwierigen Verhältniſſen. Es würde
ſozuſagen eine leere politiſche Phraſe, eine Tat-Phraſe (nicht eine
Tatfrage) ſein, wenn in einem gegebenen Augenblick erklärt würde
das „Fauſtpfand“ wird zurückgegeben, denn unſere Feinde haben
uns Unverſehrtheit, freie Luft für die Entwicklung unſeres Volkes
zugeſagt. Dieſe ſchönen Dinge würden im ſelben Augenblicke ſich
als geplatzte Seifenblaſen zeigen, wo das Fauſtpfand vom Deutſchen
Reiche losgelaſſen worden wäre.“

Und ſo kommt die Deutſche Tageszeitung wieder zu dem Er
gebniſſe, daß die notwendigen Sicherungen immer nur in Belgien
und der flandriſchen Küſte liegen können.

Mit dem Standpunkte der Deutſchen Tageszeitung werden wir
uns gelegentlich noch einmal zu beſchäftigen haben.

Die Antworten auf die Friedensdenkſchrift
der Ententeſozialiſten.

en gn einer Rede in Northampton äußerte ſich Henderſon
über die Antworten der Soziali er Mitte
Denkſchrift der alliierten Sozialiſten über die Friedensziele. Die erſte
Antwort kam von den bulgariſchen Sozialiſten die nur einige
Vorbehalte bezüglich geringfügiger Punkte wegen Mazedonien machte,
im übrigen aber den Jnhalt der Denkſchrift unterſchreiben. Die zweite
Antwort kam von den ungariſchen Sojzialiſten. Dieſe deckt e
ſich tatſächlich mit der britiſchen Druckſchrift. Sie nimmt den Plan
eines föderalen Syſtems für Oeſterreich- Ungarn als Baſis der Be-
ſprechungen an, r eine Föderation der Balkanländer, tadelt
die Friedensſchlüſſe von Breſt-Litowſk und Bukareſt und erklärt, daß
die elſaß-lothringiſche Frage ſowie die Fragen bezüglich Jtaliens, Po-
lens, der Türkei und der Kolonien in Uebereinſtimmung mit den
Wünſchen der betreffenden Völker gelöſt werden müſſen. Die Antwort
der deutſchen Minderheit s partei deckt ſich ebenfalls mit den
Wünſchen der inkerallüerten Arbeiter. Die deutſchen Mehrheitsſozia-
liſten haben verfucht, ihre Antwort durch Troelſtra übermitteln zu
laſſen. Das iſt noch nicht gelungen. Es traf aber dennoch eine kurz
gehaltene Antwort der deutſchen Mehrheitsſozialiſten ein.
Aus dieſer ergibt fich, daß ſie bereit ſind, ſich an einer internationalen
Beſprechung auf der Baſis der Vorſchläge, wie ſie von den inter-
alliierten Sozialiſten in Stockholm gemacht wurden, zu beteiligen. Es
cheint ſo, daß ſie nicht nur die allgemeinen Prinzipien der Denk-
chrift annehmen, ſondern auch über die Verantwortungsfrage und
ber das elſaß-lolhringiſche Problem reden wollen. Sie ſcheinen der

Meinung zu ſein, daß ein freundſchaftliches Uebereinkommen möglich
iſt. Sie halten die völlige Wiederherſtellung Belgiens für notwendig
und ſympathiſieren mit der Gründung eines Völkerbundes. Hender-
ſon iſt der Ueberzeugung, daß die Antworten die Berufung einer inter-
nationalen Konferenz rechtfertigen.

Henderſon kam auch auf die letzte Rede des Reichskanzlers zu
ſprechen. Er meinte, daß bei all 3 Friedensgerede verſäumt
werde, feſtzuſtellen, daß ein Verſöhnungsfriede in erſter
Linie auf den Lebensprinzipien der Völker beruhen müſſe,
ohne die ein Kompromiß unmöglich ſei. Henderſon wiederholte, was
er bereits bei früheren Gelegenheiten ausgeſprochen hatte, nämlich

daß ein Frieden nach der Art des Friedens von Breſt-Litowſk ihm
unſympathiſch ſei, und ſchließt: Selbſt in den feindlichen Ländern
beginnt man allmählich einzuſehen, daß der Militarismus keine Vor-
teile bringt. Wir begrüßen das Erwachen der Völker in den Zentral-
mächten, wir haben für dieſes Erwachen bedeutend mehr Beweiſe als
man allgemein annimmt. Ich glaube, daß die internationale Kon-
ferenz den Völkern der Zentralmächte zeigen wird, wie ſehr ſie von
ihren Reoierungen irregeleitet und getäuſcht worden ſind.

Die vorſtehende Meldung ſtammt von Reuter. Jhre Zuverläſſig-
keit iſt ſehr fraglich. So weit die Antwort der deutſchen Mehrheits
ſozialiſten in Frage kommt, ergeht ſich überdies Henderſon in Ver-
mutungen. Wie die Mehrheitspartei zu der Denkſchrift ſteht, iſt hier
wiederholt ausführlich dargelegt worden. Die ſozialdemokratiſche Partei
iſt, um deren Stellung kurz noch einmal zuſammenzufaſſen, unbedingt
für eine internationale Konferenz und auch bereit, die Denkſchrift zur
Grundlage ihrer Beratungen zu machen. Es kann aber keine Rede
davon ſein, daß ſie geneigt ſei, in der elſaßlothringiſchen Frage zu
verhandeln. Wir betrachten dieſe Frage als eine rein deutſche An
gelegenheit. Davon können wir nicht abgehen, wenn wir auch einer
Ausſprache über die Frage nicht aus dem Wege gehen dürfen. Jeden-
falls dürfen wir aber die Rede Henderfons als einen Schritt auf dem
Wege zu einer internationalen Konferenz begrüßen.

Brantings weſtliche Jnterviews und Reden.
Die ſchwediſchen Blätter melden aus Paris über die Rede, die

Branting in der Sitzung der ſozialdemokratiſchen Kammerfraktion
gehalten hat, daß er mit großer Eindringlichkeit den Wiederaufbau
der alten ſozialiſtiſchen Internationale als notwendig bezeichnet hätte.

t ſei freilich die Stunde zur Einberufung einer zwiſchenvölkiſchen

gab die nä deu enr. r A.

chte zu der bekannten He

Kommt die internationale Konferenz?
um ſich r und bis dahin müſſe man dieſes Ereignis vorbe-

n errn Brat en niedeut Sozialiſten ſeien doppe und würdeneutſchen Sozialiſten opp eng Aſet

Einem Vertreter von ſagte Branting vor feiner
Beſuchsreiſe an die Front, wir ſicher wäre, falls man
die internationale Sozialiſtenkonferenz für eine Verdammung des
preußiſchen Militarismus gewänne, das deutſche Proletariat ſich gegen
ſeine Beherrſcher erheben würde. Die Stimme des geſamten
a a ionaten Proletariats werde auf die deutſchen Arbeiter Eindruck
machen.

Weiter prophezeite Branting, daß Deutſchland bald ernſte
Enttäuſchungen in Finnland erleben werde. Das ganze
Volk werde ſich in gemeinſamem Haß gegen den Eindringling erheben.
Deutſchlands Verſuche, Schweden aus dem Handel mit Rußland zu
verdrängen, hätten in der ſchwediſchen Handelswelt große Empörung
hervorgerufen. Zum Schluß erklärte Branting, Schwedens Renutrak
tät bliebe loyal und korrekt, aber das ſchlöſſe nicht aus, daß die
Sympathien für die Entente immer ſtärker zunähmen,
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Aus Stockholm wird uns von unſerem cb. Korreſpondenten
geſchrieben:

Die Jnterviews und Reden, die Genoſſe Branting auf alles
ſeinen Reiſeſtationen vom Stapel läßt, und der Widerhall, den ſie auſ
verſchiedenen Seiten finden, halten beſonders in ſeiner ſchwediſchen
Heimat die Gemüter in Bewegung. Mit einer japaniſchen Samurai
würdigen Treue haben ſich die Redakteure des Sozialdemokraten dilli
gend für die Gründe ihres Chefs eingeſetzt, ehe ſie ſie noch kannten
und im übrigen ſeinen Gegnern mit dem Stock gedroht, womit der
Heimkehrende ſie ſicher verprügeln werde. Weniger rührend, aber
dafür komiſch war die Behauptung, womit ſie die Verdrießlichkeit, die
Brantings Kundgebungen bei der Preſſe der verſchiedenſten Schat-
tierungen hervorriefen, als die Kundgebung einer bürgerlichen Konzen
tration deuteten. Die Rolle des von der einen reaktionären Maſſe ver
folgten Revolutionärs kann für den Fürſprecher der Politik der En
tenteregierungen wirklich nicht beanſprucht werden. Der Lärm indes,
der ſich wegen der Frage erhoben hat, ob in welcher Form, von wem
und mit welchem Recht Brantings Londoner Erklärungen offiziell des
avouiert worden ſind, iſt außerhalb des Bezirks des ſchwediſchen Partei
kampfs weniger intereſſant. Man hat geſehen, daß die ſchwediſche
Regierung Verſtimmungen im Ausland bedauert, auch wenn ſie durch
Aeußerungen von politiſch einflußreichen Privatleuten denn nur
als ſolcher iſt Branting derzeit anzuſehen hervorgerufen ſind. Was
Brantings tatſächliche Behauptungen über die in weden gegenüber
den Kriegführenden herrſchenden Stimmungen und über ihren Wechſelbetrifft, ſ iſt die Frage ihrer Richtigkeit von der ihrer Nügtzlichkeit
und Angemeſſenheit natürlich zu unterſcheiden. Stimmungen wechſeln
in Zeitläuften wie den jetzigen noch leichter als Anſchauungen, die dei
bedeutenden Politikern gemeiniglich in Grundſätzen verankert ſind.
Aber auch auf dieſe übt der n ſeine Wirkung. Zum Ver
gleich mit den in den letzten Tagen von Branting geäußerten Wünſchen
über den Ausgang des Krieges leſe man die folgenden Sätze:

die Stimmungen, aus denen heraus die Demokratie des
Weſtens und noch weitere ſozialiſtiſche Kreiſe immer noch einen i
käriſchen Sieg als Vorausſetzung eines dauernden Friedens verlangen.
Unſere Leſer wiſſen, daß Sozialdemokraten nicht dieſe Politiè vertritt,
ſondern jene, die ihren Ausdruck u. a. 1916 im Haag (auf der Reu
tralenkonferenz. D. Red.) fand, wo man in e auf die militäri
Entſcheidung bei der ſchon damals vorliegenden Tatſache bleiben wollte
daß der Angriff de tralmächte abgeſchl i. Der e efetzte Angni e T grohe Zareh Wer alen e es
Möglichkeit des Friedens j von einer militäriſchen Maghlver
r die ſich nach einem dreijährigen Kampf noch immer
nicht m
Aber noch viel bedenklicher iſt, cllein die A eines
Fiels wie das der entſcheidenden esmuß, den Krieg noch mehr in die e h g. b
moraliſche Widerſtandskraft des Gegners ſtärkt.“

Die zitierten Sätze ſtehen in einem Leitartikel Brantinge vom
9. Juni 1917.

voller Beſtimmtheit im Dämmerlicht der Zukunft a

ar



Reichstag.
191. Sihung, Sonnabend, 13. Juli, vormittags 10 Uhr.

Am Bundesratstiſche: v. Paher, Graf Roedern.

Dritte a des Branntweinmonopols,
den Rationalliberalen, dem aS Antrag will die 36 Nil auf 1 Rillion her-

Hitte:, es bei den K Millionen zu belaſſen,
vm u e der r zu helfen.

a wünſchen den Satß von vierv eeSn u v den Opfern der Trniſngzu helfen, Fern vor allem um es gar nicht zu Opfern kommen
Ferne der S in ausgeſetzten 4 Millionen Mark auf 1 Miliig

runterſetzen
Abg. Kiel (Vp.): Die Befürworter der 4 Millionen wiſſen W

noch gar nicht, wie das Geld verwandt werden ſoll; es könnte leicht
kommen, net von Wohlfahrtsvereinen anders verwendet wird,
als der ag es wünſcht.

Abg. Graf v. Poſadowsky: Jch muß mich vollkommen den Aus
anſchließen. Zur Bekämpfumn deshellem uns der Seer Lues, dieſer beiden Volksfeinde, iſt unendlich

viel geredet, aber noch nie eiwas Wirkſames getan worden, zum
Teil aus piotifti ſchen Vorurteilen. Hier kann zum erſten Male
etwas zur wirkſamen Bekämpfung des Alkoholismus getan werden.

Abg. Wurm (U. Soz.): Auch mit den 4 Millionen kann derMkohols smus n m wirkſam bekämpft werden; aber fie ſind mehr
als 1 Million und deshalb lehnen wir den Antrag ab.

Der Antrag wird im Hammelſprung mit 117 gegen 109 Stim
men abgelehnt.

Kreth (k.) begründet einen auch von anderen Parteien
a J Antrag

und 2

W5

von den zur Ermäßigung der weingeiſthaltiittel beſtenmten 16 Millionen Mark den Krankenkaſſen
Zindeſtens 60 Pf. pro MitglMitglied und Jahr als Rückvergütung zu ge
währen.
r De wird angenommen, ebenſo der Reſt des Geſetzes

u i Eeaf Roedern bankt für die Erledigung der
Scha

Steuee werben n 7 einige Etatsreſte erledigt; hierbei erklärt

gert z et oedern: Die Beamken können ſich daraufverla Herbſt wirkſame Teuerungsmaßnahmen verdengetro c wert

ie Gröber (Z.) auf Einſetzung eines Aus
ſchuſſe S Sozialpolitik wird angenommen.

Zweite Beratung der Kriegskreöite.

Abg. Ebert (Soz.):
Bei der Stellungnahme zu der Kreditvorlage laſſen wir uns

von folgenden Erwägungen leiten: Wir bedauern aufs tiefſte, daß
des furchtbare Blutvergießen im Weßen und Süden fortdauert. Das
deutſche Volk iſt erfüllte von ehr lichem Friedendwillen.
Auch die deutſche Regierung hat von neuem ihre Friedensbereitſchaft
erklärt. Wohl gibt es in Deutſchland einflußreiche Kreiſe,
die vom Wahn der Ervberungen befangen durch Aufſtellung phan
taſtiſcher Kriegsgiele den Kriegstreibern der Entente Vorſchub
leiſten. Dieſe Kreiſe ſind aber nicht das dbentſche Volk. Daß
die Politik der deutſchen Annezioniſten nur e'ne kleine Minderheit
unſeres Volkes r ſich hat, würde für alle Welt in der Stunde
anzweifeldaft werden, in der die Völker der Ententeftaaten ihreRegierungen dazu deiwegen, ſich auch ihrerſeits zu

Zriedensverhandlungegis auf dee Grundlage
a Ter beiderſeitigen Futegrität

bereit zu erklären. Rach einem Wort einer ſolchen Bereitſchaft
würde das deutſche Volk nimmermehr dulden, daß Friedenkverhond-
lungen an Erobernngdfordernngen oder irgendwelchen volitiſchen,
wirtſchaftlichen oder finanziellen Vergewaltigungsabſichten ſcheitern.
Aber die Regierungen und Parlamente und leider ſogar Ver
treter der Arbeiterparteien in den Ententeſtaaten haben
didher eine ſolche Friedensbereitſchaft vermiſſen laſſen. Die gegne-
riſchen Staatsmänner haben auch in ihren letzten Kundgebungen ſich

zu Kriegszielen bekannt, die das politiſche und wirtſchaftliche Leben
Deutſchlands anf allerſchwerſte beeinträchtigen würden. Sie ver
künden immer von neuem den Kampf bis zum Ende und ſie betören
ihre Völker mit der Tänſchung, daß die Widerſtandskraſt Deutſch
Lands erlahmen und der Krieg in abſehbarer Zeit mit dem Sieg
der Entente endigen werde. Dieſe unheilvolle Politik des Ringens
„bis zur letzten Entſcheidung“ müßte in Wahrheit den Krieg
noch auf Jahre unabſehbar verlängernu. Welches
auch immer der ſchließliche Ausgang ſein würde, ſicher wäre es, daß
kein Stagt einen Siegerpreis erringen Wunte, der irgendwie im
Serhältnis zu den unermeßlichen Opfern an Blut und Gut ſtehen
würde. Sicher wäre ed, daß alle beteiligten Völker einer immer
troſtlwſeren Verekendung verfallen müßten, Auf entehrende, ſeine
politiſche, wirtſchaltliche und kulturelle Zukunft vernichtende pder

berabdräckende Bedingunge wird das deutſche Volk niemals ein
gehen. Es will den ehrenvollen Frieden für allel!
Da die Gegner uns einen ſolchen Frieden bis auf den heutigen Tag
derweigern, ſo werden wir auch diesmal die Mittel vewilligen, die
zur weiteren Verteidigung der Lebensintereſſen unſeres Volkes und
Unabhängigen Sogialdemokyaten, wü Beifall bei der Mehr

r

v dem meine ifreunde im die Kriegskreditee aben die Kriegsereigniſſe Prie ie Vorgänge im Jnnern
P e le Verhandlungen im Hauptunſere Au und m gerechtfertigt. Dereg iß niemals 3 Verteidigun

Kr r geweſen. Er war und iſt ein Eroberun rieg
perialiſtiſchen Zielen (Stürmiſcher Widerſpruch bei der
Mehrheit.) Die R eitung deckt das Treiben der r
und begünſtigt ſie. Der im Staatgtſekreiariat des Auswär
tigen beſtätigt aufs n der Wille der Nilitärpartei maß-

itik. Rußland und Rumänien iſt

rer eöhnt, die beſten Gebiete werdene S (Unruhe bei
WMehrheit.) Durch das militäriſche Ei in Finnland, zur

blutigen Unterdrückung der Arbeiter und ern, hat die deulſche
Regierung ſich als die Beſchüderin der erwieſen.Ebenſo wie bei ihrem Vocgehen in der Uraine. Das Anſehen des
Deutſchen Reiches das Vertrauen in die Aufrichtigkeit
der don der Regierung gemochten Zuſagen iſt über-

w. W ruch. Zuſtimmung bei denien des Reichs die die RegierungS volle V für don der Regierung
bene r daß die Militärautoausführendes n die Regierunge e gegen die S de einen Ver

erſtrebt. Heiterkeit rechts.
iſſes erklärt es ſich, daße ſt ein UAares und r Frie

nun Rer e i t,
Sprogramm be

partei, dem ſich au

erfolgreiche Friedensbemühungen vereitelt werden. So geht der
Krieg unabſehbar weiter. Jn ſeinem Gefolge feiert die Gewinn
ſucht widerliche Orgien. Rieſenvermögen entſtehen, während der
Mittelſtand vernichtet und die Volkomaſſen dem Hunger preisgegeben
werden. Hunger und
Krieg nicht mordet. Belagerungszuſtand und Zenſur knebeln daß

Fertfesung e führt zur äDie imperia n e und herrſchende en köng aus dem grauenhaften Elends finnen einenden. Um die en chheit vor d e zu retten, es mehe
denn je geboten, daß alle Völker r
und Ausbe utungeſucht und von der gherrſchaftmus befreien. Die Kriegskredite dienen der a die den Krieg

geboren und das Verderben über die Völker t hat. Wer die
Kriegskredite betwi zt, billigt die bisher betriebene Politif und e re
mächtigt die Regierung zur Fortſetzung derſelben. (Große Heiter
keit bei der Mehrheit.) Er ſtützt den Kapitalismus und Militaris-
mus und trägt zur Verlängerung des Krieges bei. Wer ehrlich

den Frieden will, darf nicht für die Kredite ſtimmen.
ſie ab und wiſſen uns eins mit den Volksmaſſen aller Länder in
dem Rufe: Proletarier aller Länder, vereinigt Euch!
Nieder mit dem Krieg! (Lachen und Unruhe bei der Mehr
heit. Beifall bei den U. Soz.)Die Kriegskredite in Hdte von 15 Milliarbden Mark werben in
zweiter und zugleich auch in dritter Leſung gegen die Stimmen der
n. Soz. angenvmmen.

Es liegt noch ein Geſetzentwurf zur Abänderung des Geſetzeszur Förderung des Kleinwohnungsbaues für Reichs S Militär
bedienſtete vor, der in die Fürſorge des Reichs auf dieſem Gebiet
auch Kriegsbeſchädigte und Witwen der in dieſem Kriege Gefallenen
einbeziehen will.

Er wird in allen drei Leſungen angenommen.
Präſident Fehrenbach ſchließt die Sihung mit dem udaß die Frter rträge mit der Ukraine, Ru diußlent un änien

wohl im ein zelnen zur Kritik Anlaß geben, vom wen Weg das

ſie im ga n betrachtet, werden ſie mit großer Genugtuung und
dankbarer Anerkennung auch für den ſcheidenden Staatsſekre-

tär v. Kühlmann aufgenommen werden. r wir
unſerem Volke den erſehnten Frieden nicht bringen können, dochträgt die Schuld daran weder das deutſche Volk, noch der Deutſche

Reichstag, noch die deutſche Regierung. Dieſe alle wollen einen auch
für die Gegner ehrenvollen Frieden; dieſe aber verharren bei ihremVernichtungswillen gegen das deutſche Volk. Und da gibt es nichts

anderes, als ihn zu brechen. Wir vertrauen h Gottes Schutzund auf unſer Heer, das die Grundlage zu einem dauernden gete

den ſchaffen wird. (Lebhafter Beifall.)
Der Präſident ſchlägt darauf die

Vertagung bis zum 5. November
vor.

Aba. Haaſe (U. Soz.): Jm gegenwärtigen Augenblick, wo ein
neuer Staatsſekretär des Auswärtigen ernannt ift, muß der Reichs

tag zuſammenbleiben; er darf ſich nicht der Möglichkeit berauben,
bei wichtigen Entſcheidungen mitzuwirken.

Der Vorſchlag des Präſidenten wird angenommen.
Der Präſident erbittet und erhält die Ermächtigung, falls

irgendwelche Ereigniſſe eine frühere Sinberufung des
Reichstages erforderlich erſcheinen laſſen, den Reichstag ſchon vor
dem S. November einzuberufen.

Schlr uß 123 2 Uhr.

Keichstagsvertagung.
Der Reichstag erledigte am Sonnabend zunächſt das

Branntweinmonopol in dritter Leſung. Gegen die
Beſchlüſſe der zweiten Leſung wurden nur unweſentliche
Aenderungen r e ein Anſturm ſeitens der adie Je alen, das
und die Konſervatipen an zurTrunkſucht asveſegten 4 e Mark auf eine re

herabzuſetzen, wurde i mit unſeren Genoſſen
ſtimmten eben doch noch einige Abgeordnete des Zentrums
und der rechten Seite des Hauſes. von denen die Abgg. nör
Mumm und beſonders wirkſam Graf Poſadowsky neben dem
Genoſſen Davidſon nnd dem an n Sozialdemokraten
Wurm für die Beibehaltung der 4 Millionen Mark ein
traten

e undDann wurden die Kriegskredite in
dritter Leſung angenommen, wobei Genoſſe Ebert die
Zuſtimmung unſerer Genoſſen, Abg. Geyer die ablehnende
Haltung der unabhängigen Sozialdemokraten in einer Er
klärung e durch die ein Licht rworfen wird auf
die unlogiſche unabhängige Kriegspoliti

Zum Schluß wurde noch ein erſt gang ne See
entwurf debattelos angenommen, der in hnunfürſorge des Reiches beim Kleinwohnungsbau r
Reichs und Militärbedienſtete auch die Kriegsbeſchädigten
und die Wittwen der gefallenen Krieger aufnehmen will.

Das Haus vertagte ſich ſodann bis zum 5. November. R.

Vor der Reichsratstagung
in Oeſterreich.

Nach „angen Zoudern und Zögern hat ſich die öſter
reichiſche Regierung unter dem Druck der ſchlechten Ernäh-rungs ha der Nachrichten von der Südweſtfront und

der allgemeinen ſchlechten Stimmung zur Einberufung des
Parlaments veranlaßt geſehen, die ſie mehr als zwei Monate
unter nichtigen Vorwänden verzögert hatte. Nichtig waren
die Vorwände, weil eine Probe auf das Exempel ergeben
hätte, daß die wenigſten Parteien zu einer Vernichtung dercinztgen ihnen zur Verfügung ſtehenden, velativ freien

Rednertribüne bereit geweſen wären, ſo grimmige Gefichter
ſie auch ſchneiden mochten. Die Staatsn iten wären
alſo vermutlich bewilligt worden, wie ſie auch jetzt wahrſchein
lich werden bewilligt werden. Allerdings hat die Regierung
von 516 Abgeordneten nur knappe 200 auf ihrer Seite, näm
lich die Deutſch-Bürgerlichen und die Ukvainer. Es dann
ſehr leicht paſſieren, daß Dr. v. Seidler zum Rücktritte ge
zwungen wird. Aber damit iſt nur bewiefen, daß Dr. Herrv. Seidler für die Führung der oberſten Regierungsgowalt
in dieſen kritiſchen Zeiten ungeeignet iſt, nicht aber, daß das
Parlament nicht arbeiten kann oder will.

Nun darf nicht vergeſſen werden, daß ein Sturz der vreichiſchen Regierung durch jene Nationen und Parteien, di
nicht als enthuſtaſtiſche Verehrer Deutſchiande dekomnt ſind,

ſehr leicht von der Entente als ein Sieg ihrer Freunde auf
gefaßt werden kann. Seit faſt einem halben e haben die
nationalen und ſozialen Wirren Oeſterreichs, die großen
Hungersnöte uſw. eine der Hoffnungen der Entente gebildet.

Vor dem Kriege hatte die öſterreichiſche Regi in den
Polen eine bewährte Schutztruppe, wofür ſie die Dinge in
Galizien laufen S wie ſie eben liefen. Jm Kriege iſt dasStreben der Polen nach einem einheitlichen hen geſhloffenen

lenreiche ſehr ſtark geworden, zum mindeſten verlangen ſieBürgſchaften, daß Deutſchland auf Koſten V
keine Annerionen vornehmen ſolle. Wollen re
der einen Seite das nationale T xwiſſen, ſo h ſie auf der andern e

lauf die in dem imvertroge mit W Ter ite

Elend verwüſten an Menſchenleben, was der

freie Wort und täuſchen über die wahre Stimmung des Volkes. Die die

Wir lehnen Löſung

Teilung Galiziens in ein weſtliches polniſches und ein öſt
liches ukrainjſches Kronland. Daneben lauf Wünſche aufng re bürgerl an Stelle des

rneurs in Galizien und auf große finanziellenungen zum Wiederanſbau des verwüſteten wer

illigen Oeſterreich aus dem Grunde ſo ſchwer iſtweil Wien weiß, ob Galizien nicht doch noch einmal zit

Kongreß Polen kommt und ob und in welchem Ausmaße es
dann an Tilgung der öſterreichiſchenehe e Zinnäh oten haben tatſächlich verſtanden, die öſterreichiſche
Regierung in der auswärtigen Politik vollkommen in den

ihrer Jdeen zu ſtellen. Es iſt noch in Erinnerung,
daß Burian die militäriſche, politiſche und wirtſchaft
liche Vertiefung des deutſch-öſterreichiſch- ungariſchen Bünd-
uſſes von der Zuſtimmung Deutſchlands zur auſtro polniſchen

ig macht. Da Deutſchland wirtſchaftlich, militariſch und polſtiſch an der Geſtaltung der Verhältniſſe in

Kon -Pollen ſehr ſtark intereſſiert ift, da es ſich ferner über
die Wirkung der auſtro- polniſchen Löſung auf den Bündnis-
wert OeſterreichUngarns vollkommen klar ſein muß, ſo ver
hält es ſich gegenüber den öſterreichiſchen Wünſchen ſehr ab-
wartend. Auf der andern Seite wollen wieder die Oeſter
reicher ohne Erfüllung ihrer polniſchen Forderungen in keine
ſtärkeren politiſchen und wirtſchaftlichen Bindungen willigev.
Die deutſch- bürgerlichen Parteien in Oeſterreich haben in
dieſen Tagen verſucht, den Baron Burian zu bewegen, dieRegelung der polniſchen Frage von der Vertiefung des Bünd
niſſes zu trennen. Was Baron Burian geantwortet hat, iſt
nicht bekannt. Allein es iſt kaum wahrſcheinlich, daß dieſer
Schritt nachhaltigen Erfolg haben wird. Unker dieſen Um-
ſtänden glaubt der Berliner Korreſpondent der Neuen Freien
Preſfe, die einſetzenden Salzburger Verhandlungen nur als
eine „Fühlungnahme“ bezeichnen zu können.

Konferenz beim Miniſterpräſidenten von Seidler.
Wien, 13. Juli. Geſtsarn fand eine äußerſt wichtige Konferenz

der Deutſch-Nationalen, Chriſtlichſozialen und Sozialdemo-
kraten beim Miniſterpräſidenten Dr. von Seidler ſtatt, an
der auch der Bürgermeiſter von Wien, Dr. Weißkirchner,
teilnahm, obwohl er kein Abgeordnetenmandat bekleidet. Man
wollte die Sozialdemokraten dazu haben, für das Budgetprovi
ſorium und die Kriegskredite zu ſtimmen. Dafür ſollten ihnen
Konzeſſionen in bezug auf ein reformiertes Gemeinde-
wahlrecht gemacht werden. Das iſt auch der Grund, warum
der Bürgermeiſter von Wien an dieſer Konferenz teilnahm.

Präſident Kramarez und tſchechiſches Staatsrecht.
Wien, 14. Juli. Die Blätter melden aus Prag: Geſtern hatdie Gründungsſihzung des Tſchechiſchen Nationalausſchuſſes ſtatt

unden, in der Kramarcz zum Präſidenten gewählt wurde. Deronalansſchuß beſchlöß, einen Aufruf an das tſchechiſchſlowariſche
Volk zu richten, in dem es heißt: Die Aufgabe des tſchechoſlowaki
ſchen Volkes liegt in der Arbeit zur Erreichung des Selbſtbeſtim
mungsrechtes in einem ſelbſtändigen, dempkratiſchen, tſchechoſlowa
kiſchen Staate mit eigener Verwaltung im eigenen Hauſe und unter
eigener Oberherrſchaft.

Oeſterreichiſ cher Heeresbericht.

ih. i 1918. dem GarzaSee undder der Etſch war ſeits das Geſch. ener ſehr aft. An dervenetianiſchen ront hat ſich die Gefe gkeit wieder
h Geſtern warfen auf dem Saſfo ſo unſere

w. e ur en i ugen von Fe unlich vom Monte d Bella vergebens an. Auch ein Gea am m h des BrentaTales endete zu unſeren
fühlen die Gegner allmählich unſ h tagwirſt vor. Jm Devoli-Tal wurde

Eskadron Der Chef des GItalieniſcher Heeresbericht vom 12. Juli. Jeſtweilt aus

e, wenig van w. auf der ganzen Front.Becken von Laghi (Po im Aſſatale vpernichteten
unſere Patrouillen zwei feindliche kleine Poſten und mächten
einige Gefangene. Am Cornone koſtete ein feindlicher Angriffs

d d ndliche Verluſte. Eiweich le hen vethe irrt Jene eher erlyſte t

Der Krieg zur See.
lin 14. Juli. (Amtl Jm SE er Z. du i Ziele u U verte k o r

elsſchiffsraums vernichtet.
Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Der Luftkrieg.
Bombenabwürfe engliſcher Flieger auf Brügge.
rig Wrß 14. Juli. Engliſche Flieger haben wiederum auf

Bomben die e er unter der Zivilbevölkerungſten und erhebliche Gebandeſe chaden anrichteten.

ſeindmchen Ha

Ein Luftangriff auf Konſtantinopel.
Baſel, 14. Juli. Der Bericht des engli Seeflug- Dienſtmeldet Am 7. Juli wurde a

Bomben belegt. Alle Flugzeuge ſind unverſehrt zurückgekehrt.

Zur Lage in Rußland.
Annäherung an die Volſchewiki.

Moskau, 12. Juli. Zwi den bürgerli arteien, von denKadetten Wegener bis W der en n den Solſche-
wiki, b fich, wenn auch n Argen zu vollziehen. Während den Sozialrevolutionären W nie ätigung

unterbunden wird, betreiben die bürgerlichen Politiker trotz des veren Belagerun ndes eine r Propaganda ſt die Einen ehe Es ſoll dabei nicht um eine Wieder-
der Spaegre in ihrer alten handeln. Wie in hieſigen,

über die in der Bolſchewikipolitik gut unterrichtetenenKreiſen dern n die Sowjetregierung dieſem Gedanken

wohlwollend (2) gegenüber. Lenin und Trotzki ſollen hierin die Mög
eit e St W ammenarbeit mit dem Bürgertum erblicken das

Dauer vom politiſchen Leben ausſchalten läßt; ſiet dieſe Weiſe von dem Odium der Ause rſprengung

der tuante zu befreien und Bundesgenoſſen für den Kampf gegendie See zu gewinnen.

Die letzten Vorgänge in Moskau.
Stocholm, 13. Nach den einer hier einger Perſönli e n J z rgänge in Wo d
eigentlichen e den Sozialrevolutionären und deneng itea ſich in der einer zu den Feinden der Bolſchewiſten

übergegangenen Kaſerne a t u ſerne wurde umzingelt,
und als die ſich dort aufhaltenden Soldaten und Ziviliſten, darunter
vermutlich auch die beiden Mörder des Grafen Mirbach, nicht er

rte l geben wollten, m Kanonen beſcheſſen. nicht getötet wurde,



n b Diee
ſchnell und energiſch Ein des Perſonals derGeſandtſchaft, der ſich am Le des Mordes nach Deutſchland degab,

n dem Schutze einer 2 h Paieregi s zumdehuhie, 553 mit R dende wehen e

Aeberführung der Frau Spiridowna nach
Petersburg.

qhe Juli. W derwiſten, vor em ue Frau Spirikones e werden, wie der Korreſpondent
der Telegraphen-Union erfährt, nach Petersburg ge-bracht. Frau Spiridonowa, die in Odeſſa während des Umſturzes

die hervorragendſte Rolle ſpielte, wurde während der 18 Stunden

e x T Konſtituante r dieLeitung der Konſtituante vorgeſchlagen, m aber e eges
Tſchernows zurücktreten.

Selbſtmord Murajews.

c a eren ru a enSozialrepohntionare, hat verräleriſher Weiſe ſeine

Moskau führen wollen, um einen zum Zwetk eines
Deutſchland geplanten Handſtreich auszuführen. Sämtliche Truppen,
mit Ausnahme einiger ihm naheſtehenden Perſonen weigerten ſich, ſeine
verräteriſchen A z unterſtützen. Er wandte ſich dann nach
Simbirfk und verhaftete den dortigen Sowjet, als er e, ſich
ſeinen Befehlen zu Ang der völligen ſigkeitſeines Planes beging Murajew Se rd. Der BVerrot v
hatte nicht die geringſte Wirkung auf die Bewegung der Truppen, die
ihre Treue für die etregierung durch die Fortſegung des Vor
marſches gegen die TſchchoSlowaken bewieſen

Buchanan an der Murmanküſte.
Stockhalm, 15. Juli. Der in Archangelfſk, und neben

der britiſchen Gewaltherrſchaft noch immer fungierende ö e Sawjet,
hat auf Grund des neuerlichen Erlaſſes der Moskauer Ragierung, wo

e er erbeiterowieſen r und ſeine Legieunng die Weiterreiſe nach
Wologda zu ver weigern.

Engliſch-ruſſtſcher Krieg
Wi 15. Juli. Moskauer Blätter hren: Das e

Englands deute darauf hin, daß van dieſer Seite ein ernſter Schlag
gegen das revolutionäre Rußland geplant werde.
der Anſicht, daß man ſich am Vorabend eines rufſiſchbriüſcher
befinde. Die Sowjetregierung treffe alle Vorkehrungen, um vor Ueber
raſchungen geſchützt zu ſein.

Japans giele in Wladiwostock.
Jnocſt ſarnbt! der jene e rja nen eTruppenlandungen in Wl überreicht. 2
ſind die japaniſchen Truppen geſandt worden v Jutereſſen
der Alliierten in Oſtaſen wahrzunehmen, ebenſo wie dies ſeitens
der Engländer an der Murmanküſte geſchehen iſt. Es wird von
dem künftigen Verhältnis der Alliierten und den Sowjetrepubliken
abhängen, wie die Truppen in der nächſten Zeit auftreten werden.

Ei ialdemokrne neue ſoz Je Wgtiſche Partei

eb. Das neu ndete ſozialdemokratiſche Organ Työn Valta
in Helſingfors hat vor einigen Tagen den Programmentwurffür eine ſozialdemokratiſche Partei r deren Errichtung
auf einer Zuſammenkunft am 30. Juni veſchloſſen wurde. Der
Name der Partei ſoll lauten: Sozialdemokratiſche Reformpartei

Unter ihren Forderungen ſtehen voran: Republi-
aniſche Verfaſſung, Präſidentenwahl durch Land

tag, Exekutipgewalt der verantwortlichen Regierung, Volksinitig
tive und Referendum, Miliz neben der eigentlichen Armee, Achtſtundentag, Staatshilfen an Fran iwtioe, Käthner und Hinter
ſaſſen für Erwerbung ſelbſtändigen Eigentums oder e

der Großgrundbeſitzer und Koloniſation, Anſall des
r ſes an den Staat u. a. Die erwähnte Verſammlung
beſchloß eine Delegation zum Chef der Zivilverwaltung ſenden,
um zu erfahren, ob die Regierung der neuen Partei Hinderniſſe
in den legen werde. Von der Entſcheidung wird die Or
ganiſationsarbeit abhängig gemacht. Jn die neue Partei ſollen
auch Perſonen aufgenommen werden können, die nur gezwungen
am Aufſtand teilgenommen und bedingte Freilaſſung verlangt
haben. Aber auch ſie ſollen, ſo lange die Freilaſfung bedingt
bleibt, keine Vertrauenspoſten bekleiden dürfen. e

Die Jren über Jrland.
Bern, 12. Juli. Von dem iriſchen Notſchreft, den die

aus Führern der Sinnfeiner, der Nationaliſtenpartei und des iri
ſchen Arbeitertums Dubliner Manſionhouſe Conference
unlängſt an den Präſidenten Wilſon richtete, veröffentlichte Daily
News am amerikaniſchen Unabhängigkeitstage einen Auszug, der,
wiewohl offenbar ſtark zenſuriert, die eindringliche Natur des
Appells und den ſcharf anklagenden Charakter des Dokuments ge
nie Lreſe bende it folgender B dung: Al andert

Di ginnt m r Begrün Als vorb Jahrhunderten die amerikaniſchen Kolonien auf dem alten
rundſatz beſtanden, daß die Untertanen ohne Zuſtimmung

ihrer Vertreter beſteuert werden n, England an, ſie
zu zermalmen, heute r England das iriſche 7 z S
wenn es nicht gegen den Proteſt ſeiner Vertreter uer n

Während der tat
eurer an dasggreſſton und

Allgemein ſei man

Enteignun

T Geld, ſondern in Tier entri
Revolution t eiri De S e um diei urteilung ihres Vorgehens ie chichte lehrt,

ikt war. iſt es an uns, an das amerikani
Volk zu appellieren. Adreffe, die beiläufig der ſchänd
Abſchaffung des iri lamentes

i e äh“, r er tung derünſche iri olkes gegen roteſt der iri ParlaWeitere von einem übrigens unkonſtitutionellen Parlament

die Wehrpflicht auferlegt werde, wodurch in das Grundprinzip des
Selbſtbeſtimmungsrechts tief eingeſchniiten werde. Es handle
ſich jetzt darum, ob fortan das geſamte wirtſchaftliche, ſoziale und
politiſche Leben Jrlands der unkontrollierbaren z einer
anderen Raſſe überlaſſen bleiben dürfe, deren Recht, Irland
aitige Geſetze zu erlaſſen, 27 iriſchen Standpunkte aus lediglich
au

Ei
walt und Betruf g ku er Abfat der früheren e Mißßherr

über Irland; es darin: Wir übe n hier die Se
ichte der Zerſtörung u r r der künſtlich herbei

geführten Hungerknöte, der elu ng von Aufſtänden, der
reichen Unterdrückungsakte, die in dem durch iherbeigeführten dauernden Repreſſionsakt gipfelten, der das Jubi
läumsjahr der Königin Victoria verherrlichte. Auf unſerer Jnſel
ſind die Aufhebung der Habegscorpus-Akte, die Unterdrückung des
freien Wortes, Hä Erſchießen, Bajonettieren die allergewöhn-
lichſten Ereigniſſe. s Dokument erinnert daran, daß vor ſiebzig

hren das iriſche Volk acht Millionen zählte, normaler Weiſe heute
szehn zählen ſollte, tatſächlich auf viereinhalb Millionen zurück

iſt. ährend 750 Jahren der Fremdherr heißte e rig Leon en le i. eine

ſchen gedenkt, führt weiter aus,
daß im vierten Jahre eines vorgeblich zur Verteidigung der kleinen

Deutſcher Heeresbericht vom 14. Juli.
wib. Großes Hauytquartier, 14. Juli. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Keyayringz RAupprecht.

Auf dem Weſtufer der Avre tagsüber rege Artillerietätigkeit.Am Abend lebte ſie auch an der übrigen Front in Verbindung mit
Erkundungsgefechten auf.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Oertliche Kämpfe am Walde von Villers Cotterets. Rach

ſtarker Artillerievorbereitung griff der Feind am Abend weſtlich
von ChateauThierry an. Er wurde blutig abgewieſen. Das nächt
liche Störungsfeuer war zeitweilig lebhaft.

Bei aufklärendem Wetter ſtießen unſere Vombengeſchwader
zu nächtlichen Angriffen gegen die feindlichen Bahnanlagen an der
franzöſiſchen Küſte zwiſchen Dünkirchen--Bonlogne--Abbeville, im
Raume Lillers St. Pol--Doullens, ſowie in Gegend von Crepy en
Valsis und Billers Cotterets vor.

Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

S ſelbſtloſe hochherzige Tat der Herrſcher zu bewillkommnen.
Die Union brachte England eine Zunahme an Reichtum der Be
völkerung und t, Irland höhere Steuern, verkrüppelte Jn-
ſhee anſchwellende Auswanderung, hartherzige Beamtenwirt

Die Adreſſe übte beißende Kritik an der von der britiſchen
Verwaltung begünſtigten UlſterAgitation, bezeichnet die Verſuche
Lloyd 2 r einem iriſchen Ausgleich als unaufrichtige
Manöder und w darauf hin, daß die Parlamente Auſtraliens und
Südafrikas die Wehrpflicht abgelehnt haben. Sie bemerkt, daß
das britiſche auswärtige Amt zu verhindern verſucht habe, der
Präſident der verbündeten Vereinigten Staaten aus erſter d
eine Jnformation über Jrlands Widerſtand gegen die Wehrpflicht
erhalte und betont: Zuverſichtlich richten wir die Blicke auf Sie und
Amerika, für von Befreiung die Jren viel auf das Spiel geſetzt
haben. ir en, Sie ihr Ohr und Anſehen unſerem Ge
bete leihen werden, daß kein weiteres unprovoziertes Unrecht gegen
die Schutzloſen dieſes ſchlimme Jahrhundert vbeflecken möchte.

Das Dokument ſchließt: Jn jeder Generation wird die iriſche
Nation herausgefordert, erneut ihre Beſchwerden zu formulieren.
GSegenüber der jetzigen Herausforderung erfolgt die Antwort von
keinem kleinen Forum, ſondern vor dem Gerichtshofe der Welt.
Mit unſerer Antwort legen wir, wie einſt Amerika, unſere Sa
vor die „tugendhaft und menſchlich Geſinnten“ und zugleich demütig
vor den Richtenſtuhl Gottes.

7

Maßnahmen Frenchs in Jrland.
BDern, 13. Juli. French eine Proklamation erlaſſen, die

auf Grund eines beſte en Geſetzes aus den 1800 er die
Auflöſung der fünf r Agitationsorganieu ankündi Es ſind dies der Sinnfeinerverband, die
g. Erche Liga und die angegliederten Organiſationen verwandter

iele.

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Nur Nervoſität
Von einem Artikel der Norddeutſchen meinen, der die

Vorgänge der vergangenen Woche erörtert, iſt der Schluß be
Die t angene Woche örte l de litiſch b

t ne g w u n po En Krieges. Aus der Zat ache, daß ſich u
lich einfache und überzeugende Ergebni Iden ließen, könnte

Wer werden, daß die Bewegun
7ge nicht frei von Rervoſitätwar. Ergebniſſe wurden dahin feſtgeſtellt: Einheitlichkeit der

prtiwen und militäriſchen Leitung nach einheitli offen be
annten Zielen, auf den rheitswillen des Reichstages

als der Dieſe Formel warrtretung ges lkes.
isäußerlich immer die politiſche norm des Kri innerlichſie ins anken gekommen, als perſönliche AeiWun en, die

auch in der Politik m zu vermeiden ſind, die Präziſion des
Mechanismus beeinträchtigten. Es iſt kein Sike Verdienſt, aber
immerhin ein Verdienſt, daß keiner der Beteiligten ernſthaft auf

zu weil ſich ein Staubdie l, das Uhrwerkkern zwiſchen die h atteHer Nervendoktor und r täte gut,
unterſuchungen etwas gründlicher zu verfahren

bei der Beo der Reichsuhr zu bedenken, da enDinge ſind, die er tn behandelt werden müſſen s

Das Reich und die VReichen.
Die Kreuzzeitun pricht die Steuerpolitik des Reiches undbemerkt „Das Ge e Zen die anherorvenißg be vom

Mehreinkommen und vom Vermögen der Einzelper bedeutet
einen erneuten ſchweren Einbruch des Reiches in das Gebiet der

r e xder ä eLage Reich in der ſozialdemokratiſchen Preſſe vergebens ſuchen.

Hie Jmmmunität der Landtagsabgeordneten.
des Seniorenkonvents der heſſiſchen Zweiten
Kammer einen neuen Artikel (84), der dendie Jmmnnität der lebe eindeu

derſelben ohner eerreeeeees an bis zur eßung o uflöſunr der Kammer, r hn einer mit afe bedrohten Handlung nicht zur Unter
n oder in Un ngshaft genommen werden.

der Kammer nicht erforderlich, wenn ein
Ständeverſammlung bei e Tat oder

en wird. Jn dieſemfe des nächſtfol
iſt jedoch von der die der Sache

alsbald der Kammer, zu
von dem Vorgang unter Dar des t ige zuerſtatten. Die im Abſatz 1 erwähnte Genehmigung iſt für die

r auch bei der Zivilhaft erforderlich, ſoweit eine
rwird n an e nenin Kſat 1 P Zeit aufgehoben. Das tſe eine Zivilhaft, ſoweit eine reichsgeſetzliche Regelung s

vorliegt.

8600 Schweine krepiert.
Genoſſe e Wels ſendet der DeutſchenS e. rig vom 12. Juli eine Mit

teilung der Direktion des BerlinFri
zur
186.

krep
Die Bericht

727ſoe' an ſich, denn ich habe, wie das Protokoll ausweiſt, von dem

in Friedrichsfelde nicht geſprochen. Die 8000

Schweine krepierten in den Schlachträumen der Heeresverwaltung
auf dem Zentralviehhof in Berlin. die Tatſache unbeſtritten
iſt, habe ich durch Verleſung des darüber zwiſchen dem Berliner

agiſtrat und der Zentralſtelle für BVeſchaffung der Heeretver
pflegung gepflogenen Briefwechfels dargetan. Die Richtigkeit wurde

m r r das en erahenigene erst desriegs miniſteriums im Kriegsernährungsamt auch vondieſer Stelle zugegeben.“ 4 9
Gine Stadt unter Anklage.

In dem von der Staatsanwaltſchaft am Landgericht I in Berlin
en den Neuköllner Magiſtrat eingeleiteten Strafverfahren wegenSee eitung und Verſtöße gegen die Kriegs

wirtſchaftsverordnungen iſt den angeklagten Staditräten Mier und Adam
und den Stadtſekretären Boigs, Siewert, ſowie den Kaufleuten Ba
witzki, Kerſtian und SteinSchwetz die Anklageſchrift überreicht worden.
Sie umfaßt 11 Seiten und legt beſonderes Gewicht auf den Ankauf und
die unberechtigte Vermahl von Saatgut. Beſonders ſoll Roggen,
Hafer, Gerſte, Peluſchken, W und Bohnen vermahlen und der Be-
wirtſchaftung worden ſein. Der ſtädtiſche Lebensmittelauftäufer
SteinSchwetz wird beſchuldigt, vor ſeiner Tätigkeit in Neukölin der
Stadt Köpenick Dienſte geleiſtet zu haben. Einem der angeſchuldigten
Magiftratsbeamten wird auch vorgeworfen, Geldgeſchenke angenommen
rure ein 7 Tee mit der gegen die Stadt gerichteten

on in einem ſe o e ſteht und wahrſcheinlie wird. e r helſener ſofort nach r der Anklageſchrift zuſammengetretenen Sitzung der Neuköllner e allge
mein zugegeben, daß die Vermahlung von Saatgut hätte geſchehenmüſſen, zur Aufrechterhaltung der Vo sküchenbetriebe. Die ſauge
Beurteilung der Anklageſchrift geht dahin, daß das poſitive Material
äußerſt därftig ſei und daß der atsanwalt viel mit Vermutungen
arbeite. Auch die Rechtslage ſei unklar, da Zweifel darüber obwolien,

in angeklagten m für die Beſchlüſſe der randskommiſſion haftbar ſeien. ie weni der VerAnklageſchrift über die ſtädtiſche Or 7 r
Umſtand, in der Anklageſchrift die Kriegsnotſtandskommiſſion als
eine „Unterkommiſſfion des Magiſtrats“ bezeichnet werde. Ob der
Staatskommiſſar für Volksernährung auf die Angelegenheit Einfluß ge
nommen habe, wird bezweifelt, obwohl er ſeinerzeit den Regierungs
präſidenten angewieſen die Beamten derzu veranlaſſen. b Stadt zu Zeugenausſagen

on klar geworden ſei, zeige der

Aus der Partei
u der h gäen Organiſation.

Wahlverein der UnabhängigenW r r nach dem Vurgi r
den das Mitteilungsblatt“ wiedergibt, im ver

r ahre von 8628 auf zurü aurch Uebertritte uſw. r der Verluſt auf i Vit
Trotzdem mehr als zwei Hrittel der Mitglieder männlich

nd, betrug die geſamte eseinnahme an Mitgliedsbeiträgen
nur 12 242 Mark, was nicht gerade darauf ſchließen 1 diSe n Unabhängigen in Teltow-Beeskow Wehr r e per

Aus aller Welt.
Gadvergiftung. München, 18. Juli. In der tierärgtlichen

Anſtalt der Univerſität wurde der Aſſiſtent Bruno König mit
ſeiner Braut, der Aſſiſtentin an der geologiſchen Station der An
ſtalt Gertrud Dieil an Gabvergiftung tot aufgefunden. Es ſcheint
ein Unglücksfall vorzuliegen.

Ein impulſiver KleinAgrarier. Stuttgart, 13. Juli. Aus
Aerger über die Ablieferungspflicht hatte der Hofbeſitzer
Schmid in Fiſchbach bei Tettnang beſchloſſen, ſein Gut nicht
mehr zu bebauen. Er bewirtſchaftete den Hof als Jung-
geſelle mit ſeinem ebenfalls unverheirateten Bruder. Die beiden
ſtellten ſich auf den Stadpunkt, es genüge für ſie, wenn ſie ſoviel
anbauten, wie ſie ſelbſt brauchten. So griff denn die Bebörde ein
und beſtimmte einen Nachbarn, der die Beſtellung des Gutes zu
beſorgen hatte. Der Nachbar beſtellte im Frühjahr die Ausſaat
und beſuchte öfters das Gut, um ſich vom Stande der Felder zu
überzeugen. Hatten ſich die beiden Brüder ſchon nur mit Mühe in
die Beſtellung der Aecker gefügt, ſo wollten ſie dieſe Kontrollbeſuche
überhaupt nicht zulaſſen. Als der Nachbar wiederum auf dem Gut
erſchien, erwartete ihn Schmid mit einem geladenen Gewehr und
gab auf ihn und den ihn begleitenden Knecht drei Schüſſe
ab, die den Nachbar trafen. Der Knecht war inzwiſchen
hinter eine Hecke geflüchtet. Der rabiate Bauer wurde von einem
Gendarm feſtgenommen.

Bermiſchtes.
Bernichtung wertvoller Poyiere. Papiergeld, das unbrauchbar

worden iſt, muß vernichtet werden. Ebenſo iſt es jetzt nötig, großeſſen von Brotkarten und dergleichen zu zerſtören, wenn ſ. ihren

Di eiſtet haben. Früe ea eauf einen anderen Standpunkt. Auch dieſes Altpapier hat ſeinen

ert, und P ſich aus ihm immer d V ringewenn dieſes Eigenſchaften 4Die erſte Papiervern gsmaſchine, die eine Wied ſam er
wurde kürzlich von der Stadt Berlin in Betrieb e Bei

Raſſe hergeſtellt, und u Wer en n e, die v

ans i. So l ir immer in egewiſe ee zu brihges r den ſte ſg winde encuer win,

m
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Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Von Dienstag ab auf Marke 208 des Warenb
ines 17 für jede Perſon Pfd., entweder Kartoffelgraupen für 120 M. pro Pfd. oder Graupen- und Graupen

grütze für 36 Pf. pro Pfund.

Kaffee-Erſatg. Dien vormittags 8--12 Uhr Nr. 1--8000,
n von Uhr 8001--61 der Lebensmittel in der Talamitſchule. Jede Perſon Pfund
für 3 pro Pfund.

Nagere 9 Buttermilch. Dienstag na von 2 Uhrenr e e. i auf Rr. 3001 bisKellne S5000 und Nr. 9001--1200 der neuen Lebensmittelſcheine.
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Bekanntmachung.
Diejenigen Inhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche Kun

denliſten eingereicht haben, werden aufgefordert, am Montag, den
16., Dienstag, den 16. und Mittwoch den 17. Juli d. J. bei den von
ihnen gewählten Großhändlern die in nächſter Woche zum Ver
kauf gelangende Marmelade abzuholen.

Bekanntmachung über Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 13. Juli 1918. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Die Jnhaber von Apotheken- und Drogengeſchäften werden
aufgefordert, am Montag, den 15. Juli 1918, vormittags von 8 bis
1235 Uhr im Stadternährungsamt, Marktplatz 22, II. Obergeſchoß,
Zimmer 9, die Bezugsſcheine für Sacharin in Empfang zu nehmen.
Ein Ausweis iſt mitzubringen.

Halle, den 18. Juli 1918.

Verordnung
über den Verkehr mit Getreide, Hülſenfrüchten, Buchweizen und

Hirſe aus der Ernte 1918 zu Saatzwecken,
Vom 27. Juni 1918.

Auf Grund des S 9 der Reichsgetreideordnung für die Ernte
1918 (Reichs-Geſetzbl. S. 434) wird beſtimmt:

J. Allgemeine Beſtimmungen.
8

Die Lieferung von Früchten 1, 2 der Reichsgetreideordnung
für die Ernte 1918) zu Saatzwecken iſt nur gegen Saatkarte er-
laubt. Das gleiche gilt für den r von Rechtsgeſchäften,
durch die eine Verpflichtung zu ſolcher Lieferung begründet wird.

Die Vorſchriften im Abſ. 1 gelten nicht für den Verkehr zwi-
en den Züchtern von Originalſaaten und ihren Vermehrungs-

en.

Der Magiſtrat.

2.
Die Ausſtellung der Saatkarte muß von demjenigen, der

Früchte zu Saatzwecken erwerben will, ſchriftlich bei der von der
Landeszentralbehörde beſtimmten Ortsbehörde beantragt werden.
Oertlich zuſtändig iſt die Behörde, in deren Bezirk der Antrag
ſteller ſeine gewerbliche Niederlaſſung oder in Ermangelung einer
ſolchen ſeinen Wohnſitz hat. Jſt der Antragſteller Unternehmer
eines land wirtſchaftlichen Betriebs (Landwirt), ſo iſt in dem An
trag die Anbaufläche zu bezeichnen, für die das Saatgut verwendet
werden ſoll.

Die Ortsbehörde hat die Richtigkeit der Angaben des Antrags,
insbeſondere hinſichtlich der Anbaufläche, zu S und den An-
trag unter Mitteilung des Ergebniſſes der Prüfung der unteren
Verwaltungsbehörde vorzulegen.

Die Ausſtellung der Saatkarte für Landwirte (Verbraucher-
S erfolgt durch die untere Verwaltungsbehörde, wenn der
ntragſteller aus ſelbſtgebauten Früchten der Ernte 1917 oder

1918 mindeſtens die gleiche Menge einer Fruchtart abgeliefert hat.
Jn den anderen Fällen, und, wenn es ſich um Saatkarten für

(Händlerſaatkarte) handelt, erfolgt die Ausſtellung der
aatkarte durch die höhere Verwaltungsbehörde, an die die An-

träge von der unteren Verwaltungsbehörde nach Prüfung weiter
zureichen ſind.

Die Landeszentralbehörden können die Ausſtellung der Saat-
karten allgemein der höheren Verwaltungsbehörde übertragen.

8 3.
Die Saatkarte muß Namen, Wohnort und Kommunalverband

des zum Erwerbe Berechtigten, den Ort, wohin geliefert werden
ſoll, und, wenn die Früchte mit der Eiſenbahn befördert werden
ſollen, die Empfangseſtation, ferner die zu erwerbende Menge und
Fruchtart angeben; ſie iſt unter Benutzung eines Vordrucks nach
den beigefügten Muſtern 1 und 2* auszuſtellen. Die Abſchnitte
A, B und C der Saatkarte ſind See auszufüllen.

Für Lieferung von Saatgut derſelben Fruchtart und Sorte an
mehrere Landwirte derſelben Gemeinde können Sammelſaatkarten
nach anliegenden Muſter 3* verwendet werden. Die Sammel
ſern müſſen außer den Angaben nach Abſ. 1 auch die Angabe

r Empfangsſtelle und, wenn die r r durch eine andere
eiten als die Empfangsſtelle erfolgi, auch der Verteilungsſtelle ent-

ten.
F 4Die Veräußerung 1 Abſ. i) von Saatgut bedarf der Zu

ſtimmung des Kommunalverbandes, für den die Früchte beſchlag-
nahmt ſind.

8 5.
Die Zuſtimmung 4) iſt nicht erforderlich für die Veräuße-

rung von Originalſaatgut und von Abſaaten, die als Saatgut an
erkannt ſind (anerkanntes Saatgut) durch Originalſaatgut- oder
anerkannte Saatgutwirtſchaften ſowie für die Veräußerung von
Saatgut durch zugelaſſene Händler 6).

Als Originalſaatgut gilt das Saatgut ſolcher Züchtungen, deren
Züchter in einem von der Reichsgetreideſtelle im „Deutſchen Reichs

Die Muſter ſind hier nicht abgedruckt.

a r zu veräffentlichenden Verzeichnis für die Fruchtart als
Züchter von Originalſagatgut aufgeſübrt ſind. Saatgut von Ver
mehrungsſtellen gilt nur dann als Originalſaatgut, wenn die Ver
mehrungsſtellen in dem Verzeichnis aufgeführt ſind.

Als anerkannte Saatgutwirtſchaften gelten nur ſolche Wirt
chaften, die in einem von der Reichsgetreideſtelle im „Deutſchen
eichsangzeiger“ zu veröffentlichenden Verzeichnis für die Fruchtartals anerkannte Saatgutwirtſchaften auſgefühet ſind.

Bei Streit über die Aufnahme in eines der Verzeichniſſe
(Abſ. 2, 9) entſcheidet der Staatsſekretär des Kriegsernährungs-
amts.

S 6. 4
Wer mit nicht ſelbſtgebauten Früchten zu Saatzwecken handeln

will, bedarf der Zulaſſung. Dies gilt auch für Genoſſenſchaften
und andere Vereinigungen. Der Verkauf von Saatgut durch
Händler, Genoſſenſchaften oder andere Vereinigungen iſt nur un
mittelbar an Verbraucher zukäſſig.

Die Zulaſſung erfolgt durch die Reichsgetreideſtelle. Dieſe
kann andere Stellen zur Zulaſſung ermächtigen. Die Zulaſſung
findet inſoweit ſtatt, als ein Bedürfnis beſteht. Sie kann an Be-
dingungen geknüpft und jederzeit zurückgenommen werden.

7.
Der Erwerber von Saatgut hat die vollſtändige Saatkarte dem

Veräußerer bei Abſchluß des Vertrags auszuhändigen. Wird das
Saatgut mit der Eiſenhahn verſandt, ſo hat der Veräußerer von
der Verſandſtation auf ſedem Abſchnitt der Saatkarte die Abſen
dung unter Angabe der Art des Saatguts, der verſandten Mengen
und des Ortes beſcheinigen zu laſſen, nach dem das Saatgut ver
frachtet iſt. Erfolgt die Verſendung nicht mit der Eiſenbahn, ſo
hat ſich der Veräußerer auf jedem Abſchnitt der Saatkarte den
Empfang durch den Erwerber beftätigen zu laſſen.

Der Veräußerer hat bei Lieferung des Saatguts den Ab-
ſchnitt A abzutrennen und innerhalb einer Woche der Reichs
getreideſtelle oder einer von ihr zu beſtimmenden Stelle mittels ein
e r Briefes auf ſeine Koſten zu überſenden. Die Ab-
ſchnitte Bund C hat der Veräußerer dem Kommunalverbande ein
zureichen, für den das Saatgut beſchlagnahmt iſt. Der Kommunal-
verband hat, wenn das Saatgut in einen anderen Kommunalver
band gebracht wird, Abſchnitt C der Saatkarte an dieſen Kommunal-
verband weiterzuſenden.

8 8.
Die Ausſtellung der Saatkarten, der Geſchäftsbetrieb der Saat-

utwirtſchaften und der zugelaſſenen owie der geſamte
onſtige Saatgutverkehr unterliegt der Beaufſichtigung und Ueber

wachung durch die Reichsgetreideſtelle. Sie kann zu dieſem Zwecke
beſondere Anordnungen erlaſſen.

Die Reichsgetreideſtelle ift berechtigt, den höheren Verwal
tungsbehörden Vertrauensleute beizuordnen, bei deren Auswahl
die Landeszentralbehörden zu hören ſind; fie erläßt die Beſtim
mungen über deren Tätigkeit.

g 9.
Landwirten kann der Kommunalverband die Zuſtimmung zur

Veräußerung ſelbſtgebauten Saatgetreides zu Saatzwecken inner
halb eines beſtimmten Bezirkes, der ſich nicht über die Grenze des
Kommunalverbandes erſtrecken darf, allgemein erteilen. Die Zu-
rn iſt auf eine beſtimmte Menge und Sorte zu beſchränken.

er Kommunalverband hat der Reichsgetreideſtelle von der Er-
teilung der Zuſtimmung unverzüglich unter Angabe von Name
und Wohnort des Landwirts und der zum Verkauf freigegebenen
Saatgutmengen und ſorten Mitteilung zu machen.

Die Reichsgetreideſtelle oder die von ihr beſtimmte Stelle kann
geſtatten, daß die Veräußerung ſelbſtgebauten Saatgetreides zu
Saatzwecken auch außerhalb des Kommunalverbandes zuläſſig iſt.

8 10.
Die Lieferung von Wintergetreide zu Saatzwecken darf nur in

der Zeit vom 15. Juli bis zum 15. November 1918, von Sommer-
getreide zu Saatzwecken nur in der Zeit vom 1. Januar bis zum
1. Juni 1919 erfolgen.
Saatgut, das nach Ablauf der im Abſ. 1 bezeichneten Friſten

ſich noch im Befitze von Saatgutwirtſchaften, zugelaſſenen Händlern
oder Verbrauchern befindet, iſt an die Reichsgetreideſtelle oder an
den von dieſer bezeichneten Kommunalverband abzuliefern. Der
Erwerber hat für dieſe Mengen den in der Verordnung über die
Preiſe für Getreide, Buchweigzen und Hirſe vom 15. Juni 1918
(Rei hs-Geſetzbl. S. 657) feſtgeſetzten Höchſtpreis zu zahlen. Jm
Streitfall entſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde. Sie beſtimmt,
wer die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen hat.

Den Züchtern von Originalſaatgut kann durch die Reichs
getreideſtelle aus der Ernte ihrer Zuchtgärten und felder ein an
gemeſſener Anteil als Züchterreſerve belaſſen werden.

II. Vefondere Beſtimmungen über den Verkehr mit Saatgut
von Buchweizen, Hirſe und Hülſenfrüchten.

5 11.
Saatgut von Buchweizen, Hirſe und Hülſenfrüchten ſowie Ge

menge, in dem ſich Hülſenfrüchte befinden, mit Kusnahme des Kr
Saatguts von Winterwicke (Vivia villoſa) und von Gemenge von
Roggen und Winterwicke, darf nur an die Reichsgetreideſtelle ab
geſetzt werden. Die Reichsgetreideſtelle beſtimmt, welche Mengen

perben will, und die Bedingungen feſt. Sie kann das
durch Kommunalverbände, Sratſtellen

oder durch zugelaſſene Händler dem Verbraucher zuführen.
Die Reichegetreideſtelle kann Erzeuger des im Abſ. 1 genan.iten

Saatghuts ermächtigen, Saatgut unnittelbar en Verbraucher ab
zuſetzen. Sie kann Grzeuger von Originalſaatgitt und von an
erkanntem Saatgut ferner ermächtigen, dieſes an Saatſtellen, land
wirtſchaftliche Berufsvertretungen und Vereine oder zugelaſſene
Händler abzuſetzen. Die Ermächtigung kann an Bedingungen ge
knüpft werden.

g 12.
Als Saatgut im Sinne des S 11 gilt nur ſolches Ken das

von der Reichsgetreideſtelle oder einer von ihr mit der Prüfung
beauftragten Saatſtelle als zur Saat weeignet erklärt worden iſt.

g 13.
Auf Saatgut von Hülſenfrüchten, das zum Gemüſeanbau beſtimmt fe (Gemüſeſaatgud), finden die Vorſchriften dieſer Verord-

nung mit folgender Maßgabe Anwendung
1. Als zum Gemüſeanbau beſtimmte Hülſenfrüchte gelten nur

ſolche Sorten, die in einem von der im Deut-
ſchen Reichsanzeiger zu veröffentlichenden Verzeichnis aufgeführt
ind.ß 2. Die Reichsgetreideſtelle kann Erzeuger ermächtigen, Gemüſe

gatgut auch an Händler abzuſetzen. Die Ermächtigung kann an
edingungen geknüpft werden.

3. Der Handel mit Gemüſeſaatgut iſt außer den im S 6 ge

nannten Perſonen geſtattet: ea) Perſonen, denen gemäß F 1 der Verordnung über denake mit Sämereien vom 15. November 1916 (Reichs

ſetzbl. S. 1277) eine Erlaubnis zum Betriebe des Handels
mit Sämereien erteilt iſt;

b) Jnhabern von Kleinhandelsgeſchäften, die Sämereien aus
ſchließlich im Kleinverkauf in Mengen bis zu 50 Kilogramm
an Verbraucher abſetzen.

Die Ausſtellung von Saatkarten für Händler, die nicht nach
6 zugelaſſen ſind, erfolgt durch den Kommunalverband, in deſſen
egzirk der ſeine Niederlaſſung hat.

4. Die Vorſchriften dieſer Verordnung über Saatkarten finden
auf Gemüſeſaatgut keine Anwendung, ſoweit es ſich um Mengen
von nicht mehr als 125 Gramm handelt.

Die Reichsgetreideſtelle kann Ausnahmen von den Vorſchriften
im Abſ. 1 zulaſſen. Sie kann weitere einſchränkende Beſtimmungenüber den Seriehr mit Gemüſeſaatgut erlaſſen.

F 14.Saatgut, das ſich am 1. Sunt 1919 noch im Beſitze von Er

zeugern, zugelaſſenen Händlern oder Verbrauchern befindet, iſt an
die Reichsgetreideſtelle oder an den von dieſer bezeichneten Kom-
munalverband abzuliefern. Die Reichsgetreideſtelle kann Aus-
nahmen zulaſſen.

Der Erwerber hat für dieſe Mengen den in der Verordnung
über die Preiſe für Hülſen-, Hack- und Oelfrüchte vom 9. März
1918 (Reichs-Geſetzbl. S. 119) feſtgeſetzten Höchſtpreis zu zahlen.
Die Vorſchriften im S 10, Abſ. 2, Satz 3 und 4, Abſ. 3, finden ent
ſprechende Anwendung. 8

15.
Exweiſt ſich ein Veräußerer von Saatgut in der Befolgung

der ren die ihm durch dieſe Verordnung oder auf Grund dieſer
Verordnung auferlegt ſind, unzuverläſſig, ſo kann ihm die Reichs-
getreideſtelle die weitere Veräußerung von Saatgut unterſagen.
Mit der Unterſagung wird die weitere Veräußerung von Saatgut
unzuläſſig.

Gegen die Verfügung iſt Beſchwerde zuläſſig. Ueber die Be
ſchwerde entſcheidet der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts.
Die Beſchwerde bewirkt keinen Aufſchub.

Wird die Veräußerung von Saatgut unterſagt, F ſind au'/
Antrag der R treideſtelle durch die zuſtändige Behörde die
vorhandenen Vorräte zugunſten der Reichsgetreideſtelle zu ent
eignen. Die Reichsgetreideſtelle hat für die enteigneten Vorräte
einen angemeſſenen Preis zu zahlen, bei deſſen Feſtſetzung der zur
Zeit der Enteignung geltende allgemeine Höchſtpreis, nicht der
Sonderpreis für Saatgut zu berückſichtigen iſt. Jm Streitfall ent
ſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde. Sie beſtimmt, wer die
baren Auslagen des Verfahrens zu tragen hat.

s 16.
Die Landeszentralbehörden können den Saatgutverkehr weiter

gehenden Beſchränkungen unterwerfen. Sie beſtimmen, wer als
zuſtändige Behörde und als untere und höhere Verwaltungsbehörde
anzuſehen iſt.

g 17.
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung

werden nach S 80, Abſ. 1, Nr. 4 der Reichsgetreideordnung für die
Ernte 1918 beſtraft.

S 18.
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung in

aft.
Berlin, den 27. Juni 1918.

Der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts.
von Waldow.

c

Bad Wittekind.
Dlenstag, den 16. Jult, abends 8 Uhr

Monzerf e
Halleſcher hausfrauenbund

Schuhlehrgang für Anfertigung von
Anmeldungen Große Steinſtraße 161 u. 3--5 Uhr)
und Rathausſtraße 17 (10--12 U

Straßenschuhen.
r) wochentäglich.

Mitglieder Ermäßigung.

(Volksliederabend)
zum Besten der Krlegsbeschädigten-Fürso
veranstaltet von dem Königl. Musikdi or
Wull Wurfschmidt, mit den unter seiner Leitung
vereinigten Schulchören des Stad a
siums, der städtischen Oberrealschule, des
Reformgymnastums, sowie des „Männer-
gesangverein Halle 1911 und der Mualk-
abtefiung beim Ers.-Batl. Nr. 36, unter Leitung

des Königlichen Obermusikmeisters Ermlich.

Eintritepreis 1 Mark. [1360
Karten bei Heinrich Hothan und an der Abendkasse.

Die Kartensteuer ist vom Magistrat erlassen worden.

aurer und vauarbelter

III
wer Achoenemann 4 9chwarz/Turmſtraßes

III I. I. L.die Internationalttüt und der krieg
von Karl Kautsky Preis 20 Pf.

ElfaßLothringen und die doztaldemakratie

von Hermann Wendel Preis 40 Pf.

é

n

Der DHeterschutz

Einigungsämter, 2ahblungskristen

Mettragen und Rriegstellnehmerschut

von

J Buchhandlung derVolksstimme

nein III III III III III
Soeben erschienen:

Ktädl-Theaſer

Dienstag, 16. Juli
Anfang 7,30 Uhr. Ende 10,15 Uhr:
Sondervorſtellung
der Unterſtützungs

Deutſchen Bühnenvereins
und der Genoſſenſchaft

Deutſch. Bühnenangehdriger

Das Dreimäderlhaus.

zu unſten
aſſen des

Dauernd parteikrieg

oder Wiedervereinigung.
Erwägungen und Anregungen zur Kriſeu per deutſchen Sozialdemokratie.

Von R. Dreſcher.
Preis 20 Pfennig.

Zu beziehen durch dieI

Fine gemeinverständliche Dar-
stellung nach den kriegszeit-
lichen Bekanntmachungen über

[1363 unseres langjährigen Verwaltungsmitgliedes,l er Necenftererwachsene JArbeitersekretär Fritz Heneck Kinder 20 Pf. Gustav König
Preis 30 Pf., nach auswärts
40 Pf. gegen Voreinsendung.

Zu beziehen von der

Halle, Sr. Ulrichstraße 27

T
S

Dienstag, den 16. Juli,
nachmittags 31 Uhr

ausgeführt vom
Stadttheater -Orchester.
t. ettung Kapellmeister

ar R

Mittwoch, 17. Juli,
abends 8 Uhr:

Altör-Kumert

ausgeführt vom akKtiven
Trompeterkorps d. Thü-
ringer Husaren Regi-

ments Nr. 12,

üädendlong Vohefmne, halb. lrltet. 7.

e A. 4

Deutscer Actallorbeiter-erdans.

Verwaitungsstelle Merseburg.

Hiermit erfüllen wir die traurige Pflicht,
unseren Mitgliedern Kenntnis von dem Ableben

zu geben. Seit 21 Jahren unermäüdlich für die
Ausbreitung unserer Ideen tätig, wurde er
plötzlich aus unserer Mitte gerissen. Die Mit-
glieder können das Andenken des Verstorbenen
nicht. besser ehren, als daß sie sich geloben, im
Geiste des Verstorbenen die Arbeit fortzu-
setzen, so daß seine geleistete Arbeit als leuch-
r Beispiel immer in dauernder Erinnerung

e

Ehre seinem Andenken!
r L

Zu haben in der
Buchhandlung Volksſtimme, Halle

Gr. Ulrichſtraße 27.

1361] Die Ortsverwaltung.
Die Beisetzung findet Montag nachmittag

3 Uhr auf dem Alfenburger Friedhot statt.

O



m

nicht begreifen.“

A.

Beilage zur Volksſtimme.
Halle und Saalkreis.

Salle, 15. Juli 1918.

Die Wohnungsnot in Halle
het das Gewerkſchaftskartell Halle veranlaßt, eine
Eingabe an das ſtellvertretende Generalkommando
des 4,. Armeekorps in Magdeburg gelangen zu laſſen, in der
um Ergreifung verſchiedener Maßnahmen zur Linderung der be
ſtehenden Mißſtände gebeten wird.

Jnsbeſondere wird eine Verordnung zur Regelung des
Wohnungsweſens verlangt. Jn dieſer müßten, ſo heißt es in der
Eingäbe, die Hausbeſitzer bei Strafandrohung verpflichtet werden,
Ieerſtehende Wohnungen und leere Räume, die ſich zu Wohnzwecken
eignen, zu vermieten oder der Stadtverwaltung zur Unterbringung
Wohnungsloſer zur Verfügung zu ſtellen. Weiter iſt zu beſtimmen,
daß Mietsſteigerungen und Wohnungskündigungen nur unter Zu
ſtimninng des Mietseinigungsamtes Geltung erlangen können.
Verordnungen gleicher oder ähnlicher Art ſind bereits in den Be
zirken anderer Armeekorps erlaſſen worden. Zur erfolgreichen
Durchführung ſolcher Verordnungen im diesſeitigen Armeekorps
bezirk wäre noch nötig zu beſtimmen, daß in allen Gemeinden mit
10 000 und mehr Einwohnern ein Mietdeinigungsamt auf kommu
naler Grundlage zu errichten iſt. Es ſei z. V. darauf hingewieſen,
daß ein ſolches ſelbſt die Großſtadt Halle noch nicht beſitzt. Schließ-
lich ſind noch Maßnahmen dahingehend zu treffen, daß ſolche große
Wohnungen, die nur von wenigen Perſonen benutzt werden, auf
geteilt und dem Gebrauche durch mehrere Familien dienſtbar ge
macht werden. So beſtehen hier Wohnungen aus 20 und noch mehr
Räumen, die nur von 3 bis 5 Perſonen bewohnt werden. Solche
Erſcheinungen ſtehen mit der Wohnungsnot der minderbemittelten
Bevölkerung in Widerſpruch.

Im übrigen enthält die Eingabe noch eine Begründung dieſer
Wünſche.

Kriegsſommerfriſche.
Aus Bahern wird uns geſchrieben:
„Sommerfriſche!“ welch holden Klang hatte das Wort im Frie

den. Das Auge ſah Wälder, Berge, Seen und Waſſerfälle, das
Ohr hörte ſage ang, Jauchzen und Jodeln. Die Wälder, Berge
und Seen ſind auch noch da, aber das Jauchzen und Jodeln, der

iſt verſtummt. Noch gehen auch heute Tauſende in die
ommerfriſche: Erholungsbedürftige, die den Winter in engen

dumpfen Räumen verbrachten und nichts weiter zu eſſen hatten
als die vorgeſchriebene Rationierung; Leidtragende, die in der
ſchönen Natur Ruhe, Geneſung und Troſt ſuchen. Aber außer
dem e in die Sommerfriſche das Vergnügungspublikum, das in
der Stadt herrlich und in Freuden lebt, und das nun auf dem Lande
noch herrlicher und in grö r zu leben hofft.

Der z richtet ſich ürlich n
in dem noch Milch und Honig

h nach

ließen ſoll. Nicht umſonſt ſieht man
auf dem Münchner Bahnhof Plakate mit der Mahnung: „Unter-
laßt das unnötige Reiſen“. Faſt überall ſteht mit Bleiftift darunter
geſchrieben: „Die Großkopfigen reiſen doch. Die Großkopfigen,
das ſind die in Berlin als Protzen bezeichneten. Sie erregen
und mit Recht die Empörung der bayriſchen Bevölkerung. Sie,
die in der Stadt nur in luxuriöſen Wohnungen mit Zentralheizung,
Vakuum, W. C. uſw. leben können, wohnen jetzt im Hochgebirge
in einfachen Kammern, Wand an Wand mit dem lieben Vieh.
Jhrer Meinung nach häben die Kühe in Bayern nichts anderes zu
tun, als den ganzen Tag Milch geben für die „Großkopfigen“,
die Hühner, von früh bis ſpät Eier zu legen, die Bienen, uner-
müdlich Honig herbeizuſchaffen. Die parkettgewohnten Füße
cheuen den Miſt im Kuhſtall nicht. Gilt es doch, möglichſt viel von
er ſchäumenden Milch zu erbeuten, von der die Rationierung nur

ein Viertelliter pro Koy geſtattet! Der Preis iſt gleich, die „Groß
kopfigen“ haben's ja. Der Bäurin wird die Butter aus der Kam
mer geholt. Die Hühner werden r damit kein Ei dem Auge
des ſpähenden Großſtädters entgeht. Für Honig, für Pilze, für
Beexen werden Preiſe geboten, von denen man ſich früher nicht
träumen ließ. Was helfen die ſtrengen Anordnungen der Be

rden, die jeden Wucher und leichhandel mit Gefängnisſtrafe
is zu einem Jahr, mit Geldſtrafe bis zu 10 000 Mark bedrohen.

Die „Großkopfigen“ wuchern und hamſtern doch.
ſteigen ſie auf die Berge, durchſtreifen die Wälder.

Die Damen tragen jetzt Dirndlkleider aus Seide, denn die baum-

Bahern, dem Lande, genug.

Halle, Montag den 15. Juli 1918. 2. Jahrgang.

wollenen Stoffe ſind nicht mehr zu haben. Die Strümpfe ſind
durchbrochen. Die Luxusſtiefel aus hellem Leder mit Abſätzen von
ſchwindelnder Höhe laſſen nicht ahnen, daß wir eine ſo große
Stiefelnot haben. Damit man ſie ordentlich bewundern kann, ſind
die Röcke fußfreier denn je. Auch die „großkopfigen“ Stadtherrn
find herausgeputzt, als ob es zum Alpenball ginge, und ſo ſchneidig

fragt, warum die „Großkopfigen“ nicht lieber ihre Schneidigkeit
im Schützengraben präſentieren, ſtatt im Gebirge, wo ſie niemand
nützen. Zeitungen werden möglichſt wenig geleſen in der Sommer-
friſche. Es tut den Nerven nicht gut, wenn ſo viel von Tod und
Graus die Rede iſt. Ja, wenn mal wieder ſo ein fröhlicher friſcher
Sieg käme! Da hatte man r ein Feſt zu feiern, Fahnen
flattern zu laſſen, Böllerſchüſſe abzugeben, die in den Bergen wider
hallen. Aber dieſer ewige Stellungskrieg iſt ſchon langweilig auf
die Dauer.

Käme nicht ab und zu ein Feldgrauer auf Urlaub, in der
Sommerfriſche wüßte man kaum, daß noch immer Krieg iſt. Dieſe
Urlauber aber haben viel Anlaß, fich zu wundern. Das Dorf iſt
klein. Nur 46 der Poſt kann man telephonieren. Da wird ein
Telephongeſpräch ſchnell bekannt. Ein „Großkopfiger“ beſtellt im
Nachbarort ein Abendeſſen: Königinſuppe, Pfannkuchen mit Ge-
müſen, Lachsforellen, Kuchen. Der Feldgraue möchte auch einmal
ſein Leibgericht: Pfannkuchen eſſen. Aber die Frau hat weder
Mehl, noch Eier, noch Schmalz im Haus. Der Feldgraue darf
keine großen Anſprüche machen. Die „Großkopfigen“ ruhen ſich
vom Nichtstun aus. Der Feldgraue greift tüchtig zu in der kurzen
Urlaubszeit.

m Gebirge weiß man nichts von der Sommerzeit, Da gehen
die Uhren alle eine Stunde zurück. Aber das Tagewerk beginnt,
wenn die Sonne aufgeht, und endet noch lange nicht, wenn ſie
untergeht. Alle müſſen helfen, die alten Männer, die Frauen, die
Kinder. Da will der Feldgraue nicht zurückſtehen. Aber Gedanken
macht er ſich doch. Er denkt an ſein Leben im Schützengraben, im
Schlamm, ohne Licht, gleich dem Maulwurf. Er denkt an die tage

r Märſche, mit dem ſchweren Gepäck auf dem Rücken. Er
denkt an die Gefahren, die ihn umlauern Tag und Nacht, daß er
nicht weiß, ob er das nächſtemal mit geſunden Gliedern heim-
kommt, ob er überhaupt wiederkommt. Er vergleicht ſein Leben
mit dem der „Großkopfigen“ in der Sommerfriſche. Kein Wunder,
r in ihm aufſteigt, daß er dieſer Bitterkeit auch Aus
ruck gibt.

Die „Gro t gehören natürlich faſt alle der Vaterlands-
partei an. „Die t e auf,“ meinte einer von ihnen mit
Grabesſtimme, als er ein Geſpräch von Feldgrauen mit anhörte.
„Die Sagt“, damit meinte er die Unzufriedenheit, deren Urheberin
natürlich die Sozialdemokratie iſt. Vergeſſen iſt das Kaiſerwort:
„Jch kenne keine Parteien mehr.“ Vergeſſen iſt, daß ohne die
Sozialdemokratie die r des Vaterlandes überhaupt nicht
möglich wäre, vergeſſen, welche Opfer an Gut und Blut von den
Sozialdemokraten ebenſo gebracht werden, wie von den Anhängern
anderer Parteien. Tratzdem: „Die Saat geht auf“. Es iſt die
Saat, welche die „Großkopfigen“ hinaustragen von der Stadt auf
das Land. Die Gegenſätze werden verſchärft, nicht überbrückt.
Die einen leben im Ueberfluß, die anderen in Not, die einen
faulenzen, die andern brechen vor Arbeit zuſammen. Die einen
ſehnen den Frieden herbei, den andern dauert der Krieg nicht lange

2 Wie wahr iſt der e Spruch, der an einem Tegernſeer
Haus ſteht: „O Frieden,
doch auf Erden ſo wenig Platz“. Schade, daß man ihn nicht
2 großkopfigen Sommerfriſchler ins Stammbuch ſchreiben
kann

Ueber den Univerſitätsbeſuch in Halle machte Profeſſor Lüt-
r beim Rektoratswechſel, der am Freitag erfolgte von Herrn

ütgert ging die Rektoratswürde an Profeſſor Brockelmann über
einige intereſſante Angaben: Jm Winterſemeſter waren 2436 Stu-
denten einſchließlich 181 Studentinnen eingeſchrieben, davon waren
1859 beurlaubt. Jm Sommerſemeſter hatten ſich 2541 Studenten
einſchließlich 192 Studentinnen eingeſchrieben, von denen 1957 be-
urlaubt waren, darunter 26 Studentinnen. Augenblicklich werden
ſchwerlich mehr als 450 Studenten und Studentinnen in Halle
Auch im d auepen Jahre hatte die Univerſität große Verluſte
an Gefallenen. Die Zahl der Gefallenen hat ſich auf 387 erhöht.
Jn den letzten Tagen wurde die 3. Ehrentafel mit den Namen der
Kriegsopfer aufgehängt. Der Rektor gedachte ehrend der Gefalle-
nen und auch der großen Zahl der kriegsbeſchädigten Studenten.
Die Pflichttreue iſt dieſen Studenten ſelbſtverſtändlich, aber auch der
Humor iſt unſerer Jugend nicht ausgegangen. Sehr vorteilhaft
wirke die militäriſche Erziehung.

Um den Mittellandkanal. Ein vom Hamburger Verein für

Handel und Wandel.
86] Von F. W. Hackländer.

„Ja,“ unterbrach ich ſie bitter, „wie ein Bruder die
ter.“

„Und du haſt dich ſchon in der erſten Zeit von mir los-
geſagt; weshalb? ich weiß es nicht, ich kann es wenigſtens

„Weshalb? Emma,“ entgegnete ich heftig, „weshalb?
Jch will es die ſagen: weil ich dich liebte, und weil du
meine Liebe kalt zurückſtießeſt. O, du haſt ſehr gegen mich
gefehlt; ich habe Zerſtreuung außer dem Hauſe geſucht,
Zerſtreuung, die mich anekelt, während ich hier vergnügt und
glücklich hätte leben können, ja, ſelig durch ein einziges Wort,
wenn du geſagt hätteſt, ich liebe dich, und wenn du mir zu
weilen erlaubt hätteſt, deine Hand zu drücken und hoffend in
dein liebes Auge zu ſehen doch war das zu viel verlangt,“
ſetzte ich bitter hinzu, „ich ſehe es jetzt wohl r hewte

Er trat einer lange Paufe ein, peinlich für uns beide,
und mühſam von etwas anderem ſprechend, fragte ich „Was
wollteſt du aber damit ſagen, daß ich dich ſchützen ſollte du,
der Liebling der Prinzipalin, ja die Herrin des r

Das Mädchen warf einen ängſtlichen Blick um ſich, faßte
heftig meine Hand und Küſterte: „Ja, ſchütze mich, ſchütz
mich vor dem Buchhalter

„Vor dem Buchhalter?“ entgegnete ich haſtig „was will
der Herr Specht?“

„Er verfolgt mich,“ ſagte das arme Mädchen, „mit ſeinen
Aufmerkſamkeiten und, ſind wir allein, mit ſeinen Anträgen.“

n n glühende Röte auf, die ſich
i t ſchlug eine glü öte auf, dieJ auf en wo es unter dem weißen

ustleidchen ſo heftig wogte, daß auch ich errötete..
„Mit Anträgen?“ wiederholte ich; „was trägt er dir an?

kaum vernehmlicher Stimme.
ſeine Hand,“ ſagte das Mädchen mit geſentten ha urd

z

will
m

Flußſchiffahrt und dem Verein zur Verbeſſerung der Schiffahrts-
verhältniſſe auf der oberen Elbe einberufene Verſammlung be-

„Seine Hand?“ wiederholte ich, laut und zornig lachend,
„die Hand des Herrn Specht? O, er iſt nicht ſo dumm, der
Herr Buchhalter, und du?“ ſetzte ich argwöhniſch hinzu.

„Mich hat's geſchaudert,“ ſagte das unſchuldige Mädchen
und ſah mich mit dem klaren treuen Blick feſt an; „aber
was ſoll ich tun? Rate mir! Der Prinzipalin davon
ſprechen? Du weißt, wie günſtig ſie über den Buchhalter
denkt, und ich bin ja,“ ſetzte ſie ernſter hinzu, „ein ſo armes
Mädchen. Dem Doktor habe ich davon geſprochen.“

„Nun, und was meinte der Doktor?“
„Er ſtampfte heftig mit dem Fuß,“ entgegnete Emma,

„und ſagte, das habe er ſich gedacht; dann gab er mir einen
Brief und befahl mir, denſelben, ſowie ſich der Buchhalter
an die Prinzipalin wende und dieſe mir von deſſen Antrag
ſpreche, ihr zu übergeben

„So,“ antwortete ich haſtig; „gib mir den Briefe
„Jch möchte gern,“ ſagte das Mädchen, „denn mir iſt

das Papier unangenehm, und ich fürchte mich vor demſelben,
als ſei etwas Widerwärtiges, Häßliches darin verſchloſſen;
aber der Doktor hat mir ſtreng verboten, ihn in andere
Hände, als die ihrigen, zu geben. Geh aber jetzt, es kommt
jemand, und denke nach, was zu machen iſt.“

„O, ich wüßte wohl, wie ſich alles zum Beſten lenken
könnte,“ ſagte ich eifrig und küßte ihre Hand.

Jn dieſem Augenblick trat der Buchhalter ins Zimmer
und ſah uns beide mit einem ſeltſamen Blick an. „Es iſt ein
Uhr,“ ſagte er mit leiſer Stimme, als er bemerkte, daß noch
kein Tiſch gedeckt war, „wir werden wohl baldigſt eſſen

Mein Zorn flackerte auf, als ich den Heuchler ſah. „Die
Prinzipalin wird mich entſchuldigen, ich kann heute nicht
hier eſſen,“ ſagte ich zu Emma; „und Jhnen,“ ſprach ich
mit feſtem Blick zum Buchhalter, „und Jhnen, Herr Specht
wünſche ich zum guten Appetit eine geſegnete Mahlzeit.

38.

Das letzte Souper.
Die Pringzipalin hatte, nachdem ich mich vor ihr gerecht

fertigt, auch eine Unterredung mit dem Hern Specht, von

und unternehmend ſehen ſie aus, daß ſich das Landvolk erſtaunt

biſt du für ein edler Schatz, und haſt

zeichnete den Bau des fehlenden Teiles des Mittellandkanals, ob
wohl daraus für Hamburg mit Sicherheit erheblicher Nachteil zu er
warten ſei, als nötig, doch müſſe die Linienführung eine ſolche
ein, daß ſie ausgleichend Hamburg neben den Nachteilen auch
orteile bringe. Hierfür käme nur die Nordlinie in Betracht.

Weitere Herabſ der Mil Von heute, Montag,
ab wird jene Milchmenge, die auf die Milchkarten der Klaſſe IV ge-
liefert werden darf, von 6 Liter auf Liter herabgeſetzt. Milch
händler, die infolge dieſer Herabſetzung Milch übrig haben, ſind ver-
pflichtet, dieſe an die Milchſammelſtelle, Lindenſtr. 52 (MolkereiJn-
ſpektor Morgenthaler) abzuliefern. Zuwiderhandlungen werden mitGefängnie bis zu einem Jahr und Geldſtrafe bis zu 10 000 M. oder

einer dieſer Strafen und zugleich mit der Entziehung der Befugnis zum
Milchhandel geahndet.

Wo bleibt das Obſt? ſo fragt alle Welt. Es iſt ja nirgends in
den Großſtädten und auch in vielen Mittel und Kleinftädten zu erhal-
ten, wächſt aber doch im allgemeinen nicht weniger als im Frieden.
Wo bleibt es denn? An Ort und Stelle wird es jetzt vielfach in großen
Mengen für Fabriken aufgekauft, entweder zu Fruchtſäften verarbei-
tet, gedörrt oder in Marmeladen umgewandelt, eingekocht und
viert. Es iſt aber ganz erſtaunlich, welche Mengen Heidelbeeren, Kir
ſchen, Johannis- und Erdbeeren ſowie Stachelbeeren und auch Preiſel
beeren von Konditoreien und Hotels konſerviert werden. Dieſe zahlen
jeden Preis für brauchbare Ware. Die Erzeuger ſind dabei noch das
Riſiko des Transportes los und haben ſich weder um Packung noch
um den Transport zu bemühen, haben auch keine Verluſte und er-
halten ſofort d. Solange nicht auch den Luxuskonditoreien der
Großſtädte und den großen Hotels ſchärfer auf die Finger geſehen wird,
nützt alle „Bewirtſchaftung“ nichts.

Was alles zu Kaffee-Erfatz verwendet wird. In einer Mitte'
lung des Kriegsausſchuſſes für Kaffee, Tee und deren Erſatzmittel
heißt es: „Nach Verſuchen, die im Kaiſerlichen Geſundheitsamt ange-
ſtellt worden ſind, eignen ſich SteinNußabfälle, Haſel- und Walnuß-
ſchalen, ſowie Pflaumenkerne (Steine) zur Herſtellung von KaffeeEr
ſatzſtoffen auch dann nicht, wenn ſie in Miſchung mit anderen, hierfür
brauchbaren Stoffen verwendet werden. Mandelſchalen ſind in ihrer
chemiſchen Zuſammenſetzung den Pflaumenkernen und Nußſchalen ſehr
naheſtehend, es kann daher angenommen werden, daß ſich Mandelſcha
len zur Herſtellung von Kaffee-Erſatzmitteln ebenſowenig eignen, wieNußſchalen und Vflanmenkerne Ferner ſind ungeeignet zur Herſtel

lung von Kaffee-Erſatzſtoffen: Holzmehl, Torf Treber und ausge
laugte Gerbetlohe Außerdem find grundſätzlich alle ſolche
zen bei der Bereitung von KaffeeErſatzmitteln auszuſchließen, dieſtark
wirkende oder giftige Stoffe enthalten, wie bittere Lupinen, oder die
Samen der Kornrade, des Bilſenkrautes uſw. Das gleiche gilt für die
übrigen Steinſchalen, wie Kirſchen, Aprikoſen, Pfirſich, Dattelkerne
uſw. Jm allgemeinen läßt ſich ſagen, daß ſolche Pflanzenſtoffe zur
Bereitung von Kaffee-Erſatzſtoffen geeignet ſind, denen ein größerer
Gehalt an Zucker oder Stärke eigentümlich iſt. Der Eiweißgehalt der
Rohſtoffe iſt für die Menge der in den KaffeeErſatzſtoffen vorhandenen
waſſerlöslichen Beſtandteile ohne größere Bedeutung. Dagegen ſind
die Eiweißſtoffe an der Bildung von Geſchmachkſtoffen weſentlich be
teiligt.“ a

Aenderungen beim Verkauf abgelieferter Kleidungsſtücke
Die Reichsbekleidungsſtelle hat endlich, um zahlreichen Beſchwerden

tragenen Kleidungs und im Intereſſe der Ablieferer geändert. ährend bisher keine Möglichkeit be
ſtand, den abgelieferten Gegenſtand nach erfolgter Schätzung
zurückzuerlangen, kann jetzt der Schätzungswert nur dann als für
beide Teile bindender Kaufpreis angeſehen werden, wenn ſich der
Ablieferer mit ihm einverſtanden erklärt, andernfalls muß der
Kommunalverband das angebotene Stück zurückgeben. Voraus-
ſetzung iſt dabei natürlich, daß eine etwa erteilte Empfangs oder
Abgabebeſcheinigung zurückgegeben wird.

Das ganze Leben ein Luxus? Jm Kampf um den freien Markt
iſt den dafür fechtenden tapfern Kämpen jedes Mittel recht. Neuer-
dings wird die Behauptung aufgeſtellt, daß Eier nicht zu den Nahrung--
mitteln gehören, da man ja doch nur alle paar Wochen eins bekommt:
Die winzige Anzahl Eier, die die Bevölkerung im Jahre bekommen
hat, ſind als Genußmittel anzuſehen, folglich iſt die öffentliche Bewirtk
ſchaftung der Eier aufzuheben! Dieſes Syſtem iſt natürlich ſehr aus
baufähig. Das Obſt, vn dem wir noch weniger als von den Eiern zu
ſehen bekommen, Käſe, von dem man überhaupt nichts ſieht, alles das
ſind dann Genußmittel, die nach dieſer Logik weder der Preisbindung
noch der öffentlichen Bewirtſchaftung unterworfen werden dürfen Man
kann dem Kriegsausſchuß für Konſumentenintereſſen nur beipflichten,
der die Befürchtung ausſpricht, daß, wenn die Wünſche der Freunde
des freien Handels erfüllt werden, ſchließlich auch y J Brot.
Fleiſch und manches andere Nahrungsmittel ſich in ein Genußmittel

abzuhelfen, das Schätzungsverfahren bei Ablieferung von ge

verwandeln werde, indem ſie nämlich für die Mehrzahl der Bevölkerung
zu unerreichbaren Genüſſen werden!

welcher mein guter Freund nicht ſo ſehr erbaut fein konnte,
inſofern Madame Stieglitz ihm meine Verteidigung des

konnte, da der Meiſter Steffen ihn ſelbſt mit Bittgeſuchen
um Wiederaufnahme zahlreich überhäufte. Was den zweiten
Punkt anbelangt, ſo war derſelbe, wie der Leſer weiß, gar
nicht gegen mich berührt worden, und hätte ich auch, wenn
die Prinzipalin dadurch meiner Ehre zu nahe getreten wäre,
alles in Bewegung geſetzt, mich des Buchhalters zu entledigen.
Es wäre dann ein erbitterter Kampf um Sein oder Nichtſein
daraus entſtanden. Das mochte mein ſchlauer Ankläger auch
ganz gut wiſſen, und da er natürlicherweiſe keine Beweiſe
gegen mich haben konnte, ſo ließ er, obgleich aufs tiefſte er
bittert, die Sache für den Augenblick ruhen, ſpürte mir aber
auf Schritt und Tritt nach, um etwas Rechtes gegen mich
aufbringen zu können. Sein Helfershelfer war jener nichts-
würdige Kandidat, und Herr Block unterrichtete mich getreu-
lich von den Zuſammenkünften jener Herren und von den
gewichtigen Unterhandlungen, die ſie in meinem Jntereſſe
hielten.

Jch wurde vorſichtigen und begann mich lhangſam von
meinen früheren Kameraden zurückzuziehen, ohne aber auf
fallend mit ihnen zu brechen, und das wurde mir um ſo
leichter, als auch andere unſerer Geſellſchaft des überluſtigen
Lebens ſatt waren, und dieſe zweite Auflage der Flegeljahre
auch für ſie nach und nach das Jntereſſe verloren hatte.

Ueber die Heiratsanträge des Herrn Specht konnte ick
nichts Gewiſſes mehr erfahren; Emma ſagte mir nicht
weiter darüber und vermied es aufs eifrigſte, mit dem Buch
halter allein zu ſein. Auch mochte ein zweiter Plan in ihm
aufgeſtiegen ſein, denn ſo lieb es ihm früher ſchien, daß ich
mich um meine Couſine gar nicht bekümmerte, ſo ſehr hatten
ihn dagegen jener Handkuß und die Tränen des Mädchens
bei unſerer Unterredung im Speiſezimmer überraſcht und
aufmerkſam gemacht, und er haßte mich nun natürlich deſto
mehr. Er wurde ſichtlich verſchloſſener und brütete über
geheimen Entwürfen.

(Fortſetzung folgt.)

erſten Anklagepunktes mitteilte, wogegen er nichts erinnern



Ferſönlichkeitsausweis bei Eiſenbahnfahrten. Von amtk-
licher Seite wird geſchrieben: Die mit der Einrichtung der Eiſen
dahnüberwachungsreiſen erſtrebten Ziele würden ſich noch in größerem Umfange erreichen laſſen, wenn alle Rei ar ganz
allgemein deſſen bewußt würden, daß ſie die ſ e und verant
wortungsreiche Tätigkeit der Eiſenbahnüberwachungsreiſenden
weſentlich fördern könnten, indem ſie ſelbſt nach Möglichkeit die
Feſtſtellung ihrer Perſönlichkeit erleichtern.
geſchehen, daß ſich jeder Reiſende für ſede Reiſe mit ihm gehörigen
Papieren verſieht, die über ſeine Perſönlichkeit ausreichenden Auf
ſchluß geben. Als ſolche kommen Papiere in Betracht, wie ſie jeder
nann zu beſitzen pflegt, z. B. Schulzeugniſſe, Steuerquittungen,
Radfahrkarten, Vormundsbeſtallungen, Urkunden über die Er
nennung zum Beamten, ſtandesamtliche Urkunden und anderes;
beſonders wertvoll zu dieſem Zwecke ſind mit einem Lichtbild des
Inhabers verſehene Papiere, wie Poſtausweiſe, Kraftwagenführer-
ſcheine uſw. Die Vorlegung eines Paſſes oder eines Paßerſatzes
kann von deutſchen Reiſenden zwar nicht verlangt werden; wer
n Beſitze eines ſolchen Papieres iſt, wird ſich naturgemäß
am beſten durch deſſen Vorlequng ausweiſen.

Verſchwinden der Wachlel im Saalkreis. Aus Gröbers wird
verichtet: Die meiſten Feldmarken von Dieskau und Großkugel und
auch die Wieſengründe im Ueberſchwemmungsgebiete der Elſter und
Luppe waren ſonſt ein Lieblingsaufenthalt unſerer Wachtel. Von
Jahr zu Jahr iſt der Ruf der Wachtel ſeltener geworden und heuer iſt
er in dieſen weiten Gebieten kaum noch zu hören. Durch den Vogel
mord im Süden iſt die Wachtel an Zahl ſo gering geworden, daß ſie
bei uns wohl demnächſt ganz verſchwinden wird.

*Chriſtliche Trakkätchen gegen den Krieg. Nach der Holleſchen
Zeitung werden ſeit einigen Tagen in verſchiedenen Straßen unſerer
Stadt hektographierte Flugblätter verteilt, die die Ueberſchrift: „Das
Bericht Gottes“ tragen und in denen es dieſem Blatt zufolge heißt:
„„Die Tatſachen werden beweißen wir drucken den Text hier und im
Folgenden buchſtäblich nach. Die Schriftltg.), daß 1914 das Gericht
Gottes angefangen und 1912. endet, mit der Vernichtung aller König-
reiche, Hagg. 2, 22: Offb. 6, 12—-17; Dan. 2, 44, und der Verwüſtung
der ganzen Erde, Joel 2, 3, ſowie mit der Ausroitung aller gottloſen
Me ſamt allen Vieh, Zeph. 1,2——-3; durch Krieg, Hunger, Peſt
und Revolution, Offb. 6, 1--8; darnach richtet Gott ſein Königreich
auf, in welchem Chriſtus als König in Gerechtigkeit herrſchen wird,
Jeſ. 11, 1--10, darum hält Gott jetzt Gericht mit allem Fleiſche, die
GBeſetzloſen gibt Er dem Schwerte hin, Jer. 25, 31. Rußland wird
1918 wieder kämpfen. Offb. 13, 3, Amerika kommt mit 10 Mächten
hinzu, Dan. 7, 7, 8, 23--25. Außerdem kommt Japan, Holland, die
Schweiz, Dänemark, Schweden und Norwegen, China uſw., alle Kö-
nigreiche auf der ganzen Erde, eines nach dem andern Jer. 25, 26. Bis
die Erſchlagenen als Dünger über der ganzen Erde liegen, Jer. 25, 33.
Dagegen ſchützt weder die Weisheit, Jeſ. 47, 5--15, noch das Gold und
Silber. Zeph. 1, 17-—-18, ſondern nur die Erfüllung der Forderung
Gottes in Zeph. 2, 1--3 und Jak. 4, 1--10. Alles, was man heute
als Religion kennt, gewährt keinen Schutz gegen das Gericht Gottes.
Es iſt alles Betrug. Amos 5, 18—-23, Spr. 5, 14. Die Lehren aller
Kirchen und Gemeinſchaften ſind unflätiges Geſpei, Jeſ. 28, 8. Jhre
Hründer ſind Diebe und Räuber, Joh. 10, 7--9. Thre Prediger ſind
durch Apg. 20, 29—-30 und 2. Tim. 4, 2--3 offenbar. Sie alle, ſind
die vielen falſchen Chriſtus'e! uſw. Sobald Rußland wieder
kämpft, beachte man Offb. 14, 9--12 und Offb. 13. Bemerkung: Tier
heißt Militärmacht, Dan. 7, 17. Bild heißt Hilfsdienſtpflicht Geſetz,
Dan. 3, 1--18, das andere Tier, iſt die Vaterl. Volkspartei. 2. Hörner
ſind d. Militär- u. Anexions-Partei.“ Dieſes Zeug, das nur von
einem bibelfeſten Wirrkopf zuſammengeſchrieben worden ſein kann,
ſoll nach den Angaben der Halleſchen Zeitung tatſächlich Gläubige fin
den, die es abſchreiben und an Bekannte weitergeben. Dabei dürſte
es ſich aber lediglich um ſolche Leute handeln, die der chriſtlichen Kirche
wer ſtehen, denn ein anderer Menſch fällt auf ſo etwas nicht

nein.

Moderner Umgangston in den Läden. Ein Leſer überſendet
der Voſftſchen Zeitung Aufzeichn über die oft
feſten gangsformen Berliner
Ein Fiſchladen. „Fräulein, was kann ich kaufen „Wir haben
nichts.“ „Wann bekommen Sie etwas?“ „Morgen um
11 Uhr.“ Tags darauf um 11 Uhr dieſelbe Kundin: „Was haben
Sie nun Schönes, liebes Fräulein war um 8!“ Die
Kundin: „Aber Fräulein, Sie ſagten doch, er fände um 11 Uhr
ſtatt!“ „Jſt mir nicht eingefallen. Sperren Sie Jhre Ohren
beſſer auf!“ Ein Kaufmann in der Friedrichſtadt. Leerer Laden,
der Jnhaber ſitzt rechnend mit einer Gehilfin hinter dem Verkaufs-
tiſch. Eine Dame tritt ein und bleibt geduldig, ohne zu reden,
ſtehen. Der Jnhaber und die Gehilfin laſſen ſich nicht ſtören. End-
lich faßt ſich die Dame ein Herz: „Könnte ich ein Pfund Gelatine
haben?“ Die Gehilfin verſchwindet im Hintergrund und ruft:
„Ein Viertelpfund können Sie noch haben, koſtet 6.50 Mark.“ Er
ſchrocken über den Preis, fragt die Dame ganz ſchüchtern: „Fräu-
lein, wie rechnen Sie denn das ganze Pfund?“ Da bricht der
Sturm los. Von jenſeits des Ladentiſches ſchreit der Jnhaber:
„Wenn Jhnen der Preis nicht vaßt, laſſen Sie's bleiben!“ Ein
Herr, der dazugetreten iſt, miſcht ſich ins Geſpräch: „Wenn der
Ton hier ſo iſt, brauche ich wohl gar nicht meine Wünſche vorzu
hringen?“ „Hinaus!“ brüllt der Jnhaber, „auf der Stelle
hinaus!“ „Erlauben Sie mal“, ſagte der Herr, aber er kommt
nicht weiter. „Dort iſt die Tür, verlaſſen Sie auf der Stelle meinen
Laden!“ Die Dame und der Herr gehen ſchweigend hinaus.
„Welche Zeiten!“ murmelt der Herr. So etwas kommt aber
nicht nur in Berlin vor!

Beſtrafte jugendliche Diebe. Die jugendlichen Arbeits
burſchen Max W., Kurt D. und Walter W. waren vor der hieſigen
Strafkammer geſtändig, teils allein, teils gemeinſam in mehreren
Fällen von Wagen, die auf der Straße hielten, während ſich der
Geſchirrführer in einem Hauſe befand, um Sachen abzuliefern,
Gegenſtände ſich widerrechtlich angeeignet zu haben. So hatten ſie
einmal aus der Schoßkelle eines Wagens das Frühſtück geſtohlen,
unter ſich geteilt und es gleich verzehrt; von demſelben Wagen
hatten ſie 4 Tüten mit Kümmel im Werte von etwa 500 Marſt
geſtohlen. Ferner fielen ihnen auf änhliche Weiſe ein Karton mit
einem Frauenjackett, ein Paket mit Wäſche, ſowie Zündhölzer und
Zuckerwaren in die Hände. Den Kümmel verkauften ſie an den
mitangeklagten Arbeiter Hermann Fr., der ſich durch den Ankauf
der Hehlerei ſchuldig machte er zahlte ihnen für den Kümmel
40 k, obwohl er hätte wiſſen ſollen, daß der Wert des Kümmels
mehr als das Zehnfache betrug. Das Gericht verurteilte die An
geklagten zu folgenden Strafen: M. W. zu 6 Monaten Gefängnis,
D. D. zu einem Monat, W. W. zu zwei Monaten zwei Wochen,

F. zu einem Jahre Gefängnis; dem letzteren wurden zwei
onate der Unterſuchungshaft als verbüßt angerechnet.

Augeſahren. In der Gr. Ulrichſtraße wurde ein Arbeiter von
einem Geſchäftswagen umgefahren. Da er über heftige Bruſtſchmer-
zen klagte und nicht zu gehen vermochte, wurde er mit dem Sanitäts
krankenwagen der Kgl. Klinik zugeführt.

Mißglückter Karloffeldiebſtahl. Während einer der letzten Nächte
wurden in der Nähe des h zwei Frauen und ein Mann mit
etwa 136 Zentner geſtohlener Kartoffeln angetroffen. Während eine
der beiden Frauen feſtgenommen werden konnte, ergriffen die zweianderen Perſonen die h und entkamen in der Zunelheit Das

wurde ſichergeſtellt.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Siſadtthegter. Heute, Montag, letzte Vorſtellung vor dem Ferien:„Der fliegende Holländer“, Oper on ichard Wagner. die am

Sondervorſtellung des „Dreimäderlhaus“ zu-
gunſten der Unterſtützungskaſſen des Deutſchen Bühnenwereins und der
Genoſſenſchaft Deutſcher Bühnenangehöriger zeigt ſich ein lebhaftes
Jntereſſe. Es wäre den Künſtlern, die ſelbſt. ſo viele Wohltätigkeits
weranſtalkkungen durch ihre Mitwirkung ermöglicht haben, zu wünſchen,

Dies kann dadurch

s oft mehr als hand
erkäufer beiderlei Geſchlechts

daß die einzige Aufführung des Jahres zu ihren Gunſten von reichſtem tüngwden Erfolg h

i ö 7wen V e e re fterolgen rerten des e iſtellen ſich bereitwilligſt in Dienſt der Kriegswo
en, Dienstag, abends 8 Uhr, veranſtaltet Herr Wu
ittekind mit den ö vom Stadtgymnaſium,Oberregalſchule und des c einen Volksliederabend,

orge ed Ertrag de u.. ießen Pn ere ſchönen deuſſchen Volkslieder ſchon an und für alle

auch die verwöhnteſten in Bann zu ſchlagen, ſo wird dies hier
um ſo mehr der Fall ſein, als ſich nahezu 200 jugendfriſche begeiſterte
Knabenſtimmen mit den ausgereiften, klangvollen Tenören und Bäſſen
des beſtens bekannten „Männergeſangvereins Halle 1911* miſchen
werden, um eine Reihe neuer und wieder gewünſchter herrlicher alter
Volkslieder in einer m darzubieten, wie man ſie ſich
nicht beſſer wünſchen kann. Herr Obermuſikmeiſter Ermlich wird mit
ſeinen Muſikern für geeignete Abwechſelung im Programm ſorgen.
Da der Vorverkauf durch die Schüler ſchon ein ſehr guter iſt, ſo wird
auch diesmal wieder das mit allſeitiger Freude begrüßte Unternehmen
unſerer Schüler von demſelben Erfolge begleitet ſein, wie alle früheren

Zur Kritik des Aktions-
programms.

Jn dem unter dieſer Ueberſchrift veröffentlichten Artikel
des Genoſſen Cunow (Nr. 153 der Volksſtimme) führt der
Verfaſſer aus, daß mancherlei Ergänzungsvorſchläge zu dem
von der Würzburger Kommiſſion vorgeſchlagenen Aktions-
programm gemacht worden ſind, daß aber der größere Teil
der Parteipreſſe zu dem Entwurfe überhaupt nicht Stellung
genommen habe, woraus er folgert, daß dieſe Parteiblätter Sch
mit dem vorgeſchlagenen Aktionsprogramm einverſtanden
ſein dürften. Ob das richtig iſt oder nicht, wollen wir dahin
geſtellt ſein laſſen. Jedenfalls ſind die Ergänzungsvorſchläge
ſo zahlreich, daß das Aktionsprogramm einen Umfang an
nehmen würde, daß es, wie Cunow mit Recht ſagt, mehr einen
Leitfaden als ein Programm darſtellen würde. Dieſes er
weiterte Programm würde nicht dem entfprechen, was die
Stuttgarten Genoſſen ſich unter dem gewünſchten Aktions-
h vorſtellten. Jn dem Antrage wurde ein „in
volkstümlicher und packender Sprache gehaltener Entwurf
eines Aktionsprogramms der deutſchen auf
der Grundlage der heutigen, durch den Krieg geſchaffenen
politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe“ gefordert. Jn
der mündlichen Begründung des Antrages auf dem Partei-
tage ſagte Genoſſe Pflüger: „Wir müſſen in knappen
Worten darlegen, wie wir uns die Aufgaben nach dem Kriege
denken. Wenn wir hinausgehen und für unſere Grund
ſätze Pro nda entfalten, iſt es notwendig, unſer ſchrift-
liches Agitationsmaterial möglichſt kurz und knapp zuſammen
zufaſſen und in ſolche Formen zu bringen, daß jeder uns
verſteht.“ Die Antragſteller haben damit der Kommiſſion

Aufgabe geſtellt, die zu löſen wir für einfach unmöglich
n.

Gegen das vorgeſchlagene Aktionspr mm ſind man-
cherlei Einwendungen gemacht worden, nicht bloß, weil dieſe
oder jene Frage nicht behandelt worben iſt. Aber es von
Anfang bis zu Ende zulermen das iſt der O

eines Aktionsprogramms J iſt, nämlich von Stutt
gart. Nach einem von der J. K. ü
mittelten kurzen Bericht wurde die wiſſenſchaftliche Einlei-
tung nicht nur für umwollſtändig, ſondern auch für überflüſſig
erklärt. Dem Entwurf aber wurde der Charakter als Aktions-
programm abgeſprochen, d. h. eines Programms, das knapp
und in packender Sprache ſage, was die Partei jetzt und
nach Beendigung des Krieges zur Verbeſſerung der Verhält
niſſe tun wolle. Das Aktionsprogramm müſſe den Hand
lung swillen der Partei klar und einleuchtend zum Aus-
drucke bringen, den Willen zur Macht, zur Stärkung unſeres
Einfluſſes in der Volksvertretung. Der Charakter der Partei
als Kultur partei müſſe deutlich herausgearbeitet werden.
Jn der Agrarfrage dürfe die Partei nicht dauernd den reinen
Verbraucherſtandpunkt einnehmen, ſondern auch die Arbeit
derer ſchützen, die die Nahrungsmittel erzengen. Das Aktions-
programm ſolle eine Art Manifeſt ſein, mit dem die Sozial
demokratie vor das Volk trete. Jn dem Berichte wird dann
geſagt, daß einer der Genoſſen einen Gegen entwurf aus
arbeiten werde. Da darf man wirklich geſpannt ſein, wie
dieſes kurzgefaßte und packende Aktionsprogramm, das
ein Manifeſt ſein ſoll, ausſehen mag. Jedenfalls ſieht
man aus der Stuttgarter Kritik, daß die Meinungen bis zur
völligen Ablehnung der Faſfung des Entwurfes gehen. Wenn
dieſe ſcharfe Kritik von Stuttgart ausgeht, iſt das um. ſo
merkwürdiger, als der Genoſſe Pflüger in der Begründung
des Stuttgarter Antrages u. a. auch ausführte, daß die Stutt-
garter Antragſteller auch nichts anderes wollten als das, was
Genoſſe Scheidemann in ſeinem zuſammenfaſſenden Referate
über die Zukunftsaufgaben der Partei ausgeführt habe.

Wenn das Aktionsprogramm kurz und knapp ſein ſoll,
dann iſt der vorgelegte Entwurf etwas ſehr in die Länge ge
raten. Ein Programm wird um ſo wirkſamer ſein, je knapper
es iſt, ohne daß in ihm wefenbliches fehlt. Je kürzer aber
ein Programm iſt, um ſo mehr wird es eine Sammlung von
Schlagworten ſein, die zu allerlei Mißdeutungen Anlaß geben.
Man denke nur an die Schlagworte Parlamentarismus oder
Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker. Es ſind Begriffe, die faſt
alle Parteien unterſchreiben, indem ſie ihren eigenen Stand-
punkt hineinlegen. Deshalb muß ein Programm ſchon etwas
mehr enthälten, als Schlagworte. Die Vielgeſtaltigkeit unſeres
wirtſchaftlichen und politiſchen Lebens verlangt, daß die auf
geſtellten S r klar und eindeutig zum Ausdrucke ge
bracht werden. Das alles ſchließt es ſchon aus, daß ein Pro
gramm ſich in engem Rahmen halten kann. Noch weniger
wird dies möglich ſein bei einem Programm, das, wie das
gewünſchte Aktionsprogramm im Grunde nicht nur mehr
bieten ſoll, als das eigentliche Programm, nämlich das Er
furter Programm, ſondern auch al le Fragen, die die Partei
unmittelbar nach dem Kriege berühren werden, klar behan
deln ſoll. Die objektive Vielgeſtaltigkeit der wirtſchaftlichen

vergegenwärtigen, daß wir heute noch gar nichtwie ſich t die

die Verſammlung ver

und ſo v
aufgewo die Ankſtellungen und die Kritik am

is die ſchriftlichen Berichte über die
Zukunftsaufgat artei an den Parteitag, und die über
dieſen Punkt gepflogene Ausſprache vorſtellen, werden wir
in dem Zweifel immer mehr beſtärkt, ob ein ſolches Aktions
programm überhaupt notwendig war, zumal n uns

Dinge nach dem Kriege geſtalten werden. Es g n, über die es keinen Streit gibt,
wie die Notwendigkeit der Demokratiſierung der öffentlichen
Verhältniſſe, die aber ſchon im Erfurter Programm im weſent
lichen und eindeutig enthalten ſind. Solcher T ne
wegen brauchen wir kein Aktionsprogramm. Wie ſchon
Wort ſagt, ſoll das Aktion einen Plan aufſtelken,
der nicht nur die nächſten Bedürfniſſe befriedigt, ſondern
uns auch in der Richtung auf den Sozialismus vorwärts
führt. Deshalb handelt es ſich bei dem ne

ktions-
mehr um die Feſtſtellung der ſtrittigen und unklaren n.
Und da iſt es kein Wunder, wenn der Entwurf des

eher e e lernte in ten herr lichung des Programmemann in der J. K. und vom Stampfer im Vorwärts auf die
Agrarfrage verwieſen worden, die in dem Aktionspr
völlig r x worden iſt. Jndeſſen wenn man er
innert, welche Wellen die Agrarfrage vor faſt einem Viertel
jahrhundert ſchlug und daß ſie ſchließlich völlig verſandete,
weil die Meinungen zu verſchieden waren, und die ganze An
gelegenheit zu ungeklärt war, ſo wird man begreifen, daß die
Agrarfrage nicht aus dem Handgelenk heraus in dem Aktions
programm geregelt werden dann, ſo notwendig es an ſich iſt,
daß wir eine khare Stellung zur Agrarfrage einnehmen.ippel hat in den Sogialiſtichen Monatsheften die Not
wendigkeit dargelegt, daß wir, wenn wir die Politik nach dem
Zu beher wollen, Produktionspolitik treiben müſſen
und Kranold hat in der Chemnitzer Volksſtimme gezeigt, daß
wir auch der Handelspolitik unſer Augenmerk z
müſſen Fragen, die mindeſtens ebenſo kompliziert ſind wie
die Agrarfrage. So wichtig alle dieſe Fragen ſind, und ſo
gewiß wir uns nach dem Kriege mit ihnen beſchäftigen
müſſen, im Rahmen eines Aktionsprogramms können ſie
jedenfalls nicht gelöft werden. Deshalb muß man Cunow bei
pflichten, wenn er ſagt, ein Aktionsprogramm, das alle dieſe
Wünſche berückſichtigte, würde nicht einen Arbeitsplan für die
nächſten Jahre nach dem Kriege aufſtellen, fondern ſich zu
einem politiſchvolkswirtſchaftlichtheoretiſch-praktiſchen Abc
buch für alle Fälle der Parteitätigbeit auswachſen, deſſen
Herſtellung lange Zeit in Anſpruch nehmen würde. Man
müßte es deshalb ſchon, wenn man nicht überhaupt von
einem Aktionsprogramm abſehen will, weil es nur unvoll
ſtändig ſein kann und angeſichts der Parteita sverhandlungen
über unſere Zukunftsaufgaben auch zieml überflüſſig iſt,
im allgemeinen bei dem jetzigen Vorſchlage eines Aktions-
programms bewenden laſſen. Vielleicht ließe es ſich in einigen
Punkten kürzen der letzte, die Kommunalpolitik behan-
„delnde Abſchnitt, der erſt nachträglich von der Kommiſſion
eingefügt worden iſt, könnte um ſo eher wegfallen, als er
durchaus unvollkommen iſt wofür dann einige nicht ſtrei
tige Punkte, wie die völlige politiſche Gleichſtellung der Iänd-
lichen Arbeiter mit den gewerblichen n

nungsnot nach dem Kriege uſw. uſw. hinzuge
könnten.

Alles in allem: das Aktionsprogramm mag eine Geſtalt
erhalten, welche es ſein mag, es wird ſchon ſeinem Zwecke
nach, nämlich eine Formulierung der Fragen der Uebergangs
politik und wirtſchaft zu ſchaffen, unvollkommen ſein müſſen
und deshalb je länger als mangelhaft befunden werden. R. J.

Das Jahr 1917 für den Verband
der Glasarbeiter.

K. Der Verband der Glasarbeiter hat im Jahre 1917 eine ſehr
rege Tätigkeit entfaltet. Für alle Betriebe wurden wiederholte Lohn
bewegungen eingeleitet und durchgeführt, ſo daß die Löhne der Glas-
arbeiter erhebli n wurden. Leider lehnten es die W
ellen ab, tarifliche Abmachungen zu treffen. Verhandlungen darüber,
die unter Leitung der Regierungspräſidenten von Frankfurt und Lieg-
s wiederholt ſtattfanden, zerſchlugen ſich völlig. Bei allen Lohnzu
ſchlägen wiederholten die Unternehmer die beſtimmte Erklärung, daß
die Grundlöhne der Arbeiter beſtehen bleiben müßten und die Sned
ten Zugeſtändniſſe lediglich Teuerungszulagen wären. Das bedeutet
nichts anderes, als daß die IJndufſtriellen, ſobald ihnen die Gelegenheit

Ilü ö edenken. deml t e geint. t W i eknehter Gebiet Von a ehe
fortgeſetzt werden.

Die Mitgliederzahl iſt im Jahre 1017 langſam und betrug im eeſeg g7 6 264, im zweiten 6 391, im dritten 6 878 und

im vierten Quartol 7361. Gegenwärtig dürfte die Zahl von 8000
Mitglieder überſchritten ſein. Zum Heeresdienſt wurden insgeſamt
11 576 Mitglieder einberufen, von denen 1 167 bis jetzt zurückgekehrt
ſind, ſo daß ſich noch 10 409 Mitglieder im Felde befinden. Es
alſo die Gewißheit beſtehen, daß die Organiſation aus dem Kriege un
geſchwächt hervorgeht.

Durch die Erhöhung der Löhne wurden die Mitglieder veranlaßt
die Beiträge in den höheren Klaſſen zu bezahlen, und ſo ſte en ſich
die Einnahmen; ſie betrugen im Jahre 1917 an Eintrittsge Bei
trägen und verſchiedenen kleineren Einnahmen 207 971.23 M., dazu der

31. Dezember 1916 224 859.42 M., in Summa auf

Die Ausgaben für die Arbeitsloſen und auch für den ug
waren nur gering und wurden nur durch die Stillegung e
r e r ſie betrugen zuſammen 8 825.Für die Kranken mußte der Betrag von 20 525 M. ewendet wer
den, während die Sterhbeunterſtützung auf 5541 M. Fer die
Agitation zur Ausdehnung des Verbandes wurden 17212 M. ver
wandt, darunter befinden ſich auch die Ausgaben für Reiſen, die ſich
zur Führung der Lohnbewegungen notwendig machten. Der Verwal
iungsaufwand, darunter auch die Gehölter für die Verbandsangeſtellten
betrug 38 526 M., und den en wurden 23 451 M. zur freien
e Bela Die VPerbandszeitung erforderte eine Ausgabe

eeinſchl der n von 10 883 M. Die übrigen Ausgaben
verteilen ſich auf Notfall- und andere Unterſtützung, ſowie die A
für die Bibliothek. Jnsgeſamt betrugen die Ausgaben 137 514.39 M.es bleibt demnach am 31. Dezember 1917 ein Beſtand von 296 31632

und politiſchen Verhältniſſe erzeugt ſubjektiv eine Vielſinnig- Mark
keit, die es wiederum ſchwer macht, etwas Einheitliches und
Abgeſchloſſenes zuſtande zu bringen. Als 1891 auf dem Er
furter Parteitage das heute noch geltende Programm, das
von Kautsky verfaßt iſt, vorgelegt wurde, war die Zeit zur
Beſprechung zu kurz, ſo daß es im Ganzen ohne jede Debatte
angenommen wurde. Wenn ſich der Parteitag auf eine Aus
ſprache eingelaſſen hätte, würde es wohl kaum auf dieſem
Parteitage verabſchiedet worden ſein. Wie viel mehr muß
ein Programm Mängel aufweiſen, daß nicht von einem ein
zelnen, ſondern von einer Kommiſſion abgefaßt worden iſt

Wiederholt hat die Organiſaion den Verſuch unternommen, mit den
Unternehmeror ationen feſten Vereinbarungen über die Lohnſätze, die Arbeitszeit, Seſchafung der Werkzeuge ſowie Einſtellung der

verletzten Kriegsteilnehmer zu kommen. Die Verhandlungen können als
endgültig geſcheitert betrachtet werden. Ohne ſede Begründung hat der
7 erband terſge Glasfabriken die Verhandlungen ab n,die Arbeiterſchaft ſich auch in der ſpäteren Zeit jeden Zorn

ſchweren Ringen wird erkämpfen müſſen.
Die. Entwicklung der Organiſation im letzten Jahre und zahlreiche

iften aus dem Felde geben die Gewähr, daß die Arbeiterſchafte e fich n Kuy Einigteit ſtart r u

ielfältige und kompltzierte Fragen, wie ſie ver ren

E e
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